
51. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 6. März 1911.

Ich stelle Ihr Einverständnis fest.
Den Gepflogenheitenauf den bisherigen Provinziallandtagcn gemäß schlage ich vor, die

Plenarsitzungmorgen vormittag um 10^2 Uhr also nach Konstituierungder Kommissionen beginnen
zu lassen mit folgenderTagesordnung:
1- Eingänge.
2. Bericht des ProvinzialauZschussesüber die Ergebnisseder Pruvinzialverwaltung für das Rech¬

nungsjahr 1909.
3. Vorbcricht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheiupruvinz sowie zu

den zn demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltnngszweigennd Anstalten und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Hanshalts¬
pläne der einzelnen Verwaltnngszweigennd Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

4. Bericht des Provinzialausschusses,bctreffeud den Vermögensstand des RheinischenProviuzialverbandcs.
5. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.

Wenn keine Vedenkeu hiergegen erhoben werden, werde ich danach verfahren.
Ferner möchte ich Ihnen noch vorschlagen,wie auf den früheren Provinziallandtagen am

Dienstag keine Plenarsitzung zu halten, diesen Tag vielmehr ganz für die Arbeiten der Kommis¬
sionen frei zu lasseu. Die nächstfolgende Plenarsitzung würde alsdann am Mittwoch, den 8. März,
und, da an diesem Tage das Festmahl des Provinziallandtages stattfindet, schon vormittags 11 Uhr
anzuberaumensein. Eine Tagesordnung kann Ihnen für diese Sitzung im voraus uicht vorge¬
schlagen werden, weil deren Aufstellung ganz von dem Gang der Kommissionsarbcitenabhängt.
Entsprechend den frühereu Vorgängen bitte ich es daher mir zu überlasseu, die Tagesordnung für
die Mittwochsitzuugaufzustellen nach Maßgabe der Eingänge, welche am Dienstag an das Landtags-
burean gelangen. Wenn Sie damit einverstandensind, werde ich demnach verfahren.

Indem ich die Herren bitte, nunmehr in den Abteilungen zusammenzu treten, schließe ich,
falls das Wort nicht gewünscht wird, die Sitzung.

Zweite Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Montag, den 6. März 1911.

Beginn 10 Uhr 40 Minuten.

1- Eingänge.
2- Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das Nech-

uungsjahr 1909.
3- Vorbericht zn dem Haupt-Hanshaltsplan der Provinzmlvcrwaltnng der Rheinprovinz sowie zu

den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Vcrwaltnngszweigeund Auftakten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Hanshalts¬
pläne der einzelnenVerwaltnngszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

4- Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzialverbandes.
^- Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Vorlagen.
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Sitzung. Das Protokoll über die gestrige Sitzung
liegt zur Einsichtder Herren auf dem Tische des Hauses offen.

Als Schriftführer werden walten die Herren Abgeordnetenvon Gynern und von Wülfing.
Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident hat mitgeteilt, daß er den KöniglichenOber-

regierungsrat Dr. Mumm als seinen Kommissarius zu den Sitzungen des Provinziallandtages und
den von diesem zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten Kommissionen abgeordnethat.

Es sind eingegangennnd auf Ihre Platze verteilt:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Stellungnahme des Provin¬

ziallandtages zu einem Gesetzentwurf, betreffenddie Verpflichtungder Gemeindenin den Landkreisen
der Rheinprovinz zur Bullenhnltnng. Ich schlage Ihnen vor, diese Vorlage an die IV. Fach¬
tommissionzu überweisen.

Ferner ist eingegangen eine Begründung der Beschwerde des LandesbaufekretärsStrauch
über seine zwangsweisePensionierung von dem Nechtsanwalt Dr. ^nr. Franssen in Gummersbach
vom 4. März, in welcher Mangel bei der Durchftthruugdes Pensionierungsverfahrensgerügt werden,
der Beamte als dienstfähig hingestellt und behauptet wird, daß anch nach den Sachverständigen-
Gutachten noch Zweifel darüber obwalten muffen,ob die Voraussetzungeneiner Zwangs-Pensionierung
vorliegen. Zum Schluß ist der Antrag gestellt, falls der Proviuziallandtag uicht die Aufhebung
des Beschlusses über die Zwangs-Pensionierung veranlassenwolle, den Beschwerdeführer wenigstens
probeweisewieder in den Staatsdienst einzustellenund ihm fo Gelegenheit zu geben, den Beweis
für seine Dienstfähigkeitzu liefern. Ich schlage Ihnen vor, diese Vorlage der I. Fachkommission
zu überweisen.

Dann hat sich der Herr AbgeordneteLneg für die nächsten Tage entschuldigt.
Die Abteilungen haben sich gestern konstituiert. Gin Verzeichnis ist Ihnen zugestellt

worden; ich kann daher von der Verlesung Abstand nehmen. Die Abteilungen haben gesterndie
Kommissionengewählt. Auch ein Verzeichnis dieser ist in Ihren Händen; ich sehe daher von der
Verlesung ab. Heute vor der Sitzung haben sich die Kommissionen konstituiert nnd folgende Wahlen
vorgenommen:

Wllhlprüfungslommission:
Vorsitzender:Vopelius, stellvertretenderVorsitzender:Steinkopf, Schriftführer: Dr. Brügma»,

stellvertretenderSchriftführer: Dr. Brandt.

Geschllftsordnungskommission:
Vorsitzender: von Ghrenberg, stellvertretenderVorsitzender: Pastor, Schriftführer: von Boch,

stellvertretenderSchriftführer: V essen ich.

I. Fachkommission:
Vorsitzender:Hueck, stellvertretenderVorsitzender:Dr. Neven DuMont, Schriftführer:

Dr. Lembke, stellvertretenderSchriftführer: von La er.

II. Fachkommission:
Vorsitzender:0. Conze, stellvertretenderVorsitzender:O, von Nell, Schriftführer: Dr. von

Halfern, stellvertretenderSchriftführer: Dr. .fr, Lucas.

III. Fachkommission:
forschender: v°n Stedman, stellvertretender Vorsitzender: von Kruse, Schriftführer: Klotz,

stellvertretenderSchriftführer: I)r. Hentzen.
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IV. Fachtommission:
Vorsitzender: von Groote, stellvertretender Vorsitzender: Heising, Schriftführer: Dr. von Wülfing,

stellvertretenderSchriftführer: Scherer.
Schon heute möchte ich darauf hinweisen,daß in den RegierungsbezirkenCöln und Düssel¬

dorf Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß stattzufinden haben. Ich bitte die Herren Vertreter
aus diesen Bezirke«, die Vorschlägefür diese Ersatzwahlenso zeitig vorzubereiten,daß die Vornahme
der Wahlen möglichst in der Plenarsitzung am Donnerstag erfolgen kann. Sollten Sie indessen
die Wahlen in einer späteren Sitzung vornehmenwollen, so bitte ich, mir das rechtzeitig mitzuteilen. —
Wenn ich keine anderen Vorschlägebekomme, würde ich die Wahlen zum Ausschußauf die Tages»
vrduuug der DonnerBtagsitzungsetzen.

Wir treten, meine Herren, in die Tagesordnung ein, deren erster Gegenstandlautet:
Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung für das Rechnungsjahr 1909.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteEich, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterEich: Meine sehr verehrten Herren! In Ausführung der

Bestimmungim § 102 der Provinzialordnnng hat der Provinzialausschuß Ihnen den Bericht über
die Ergebnissedes letztabgcschlossenenRechnungsjahres vorgelegt. Das Rechnungsjahr beginnt mit
dem 1. April 1909 und schließt mit Ende März 1910. Da der Bericht schon einige Zeit in Ihren
Händen ist, so darf ich wohl in der Annahme, daß Sie ihn einer Durchsichtunterworfen haben,
mich darauf beschränken, ans einzelnebesondersbemerkenswerte Punkte hiuzuweisen.

In dem Bericht finden Sie zunächst auf Seite 2—27 eine ausführliche Uebersicht über
dasjenige, was zur Ausführung der Beschlüsse des Provinziallandtags geschehen ist. Hierbei konnte
aber der Beschluß des letzten Provinziallandtages, betreffend die Nenregelnng der Gemeindeforst-
verwaltuug nicht berücksichtigtwerden, weil bei der Drucklegung des Berichts dem Provinzial'
Ausschuß eine Nachricht über das Resultat der eingeleitetenVerhandlung noch nicht zugegangen
war. Inzwischen hat aber Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident dem Provinzialausschuß
mitgeteilt, daß die Besoldungserhöhungen,welche für den Bezirk Trier in Aussicht genommen
waren, anch in den übrigen Teilen der Provinz, soweit erforderlich, durchgeführtfind, daß aber
die Gründung einer Alterszulagenkassevon den Forstverwaltungs- und Schutzverbändenabgelehnt
worden ist. Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident knüpft an diese Mitteilung die Bemerkung,
daß es sich empfehlenmöchte, auf diese letztere Angelegenheit erst dann zurückzukommen, wenn
vielleicht nach einigen Jahren die Beunruhigungen, welche die Besoldungserhöhungenverursacht
haben, sich einigermaßengelegt haben würden.

In dem Abschnitt über die allgemeine Finanzuerwaltung ist festgestellt, daß das Rechnungs¬
jahr bei einer Mehreinnahme von 467 246,20 Mark und einer Minderausgabe von 303 254,61
Mark mit einem Bestände von 770 500,81 Mark abschließt, der in das Rechnungsjahr 1910
übernommenist, und zwar mit 500 173,12 Mark als Betriebsfonds, mit 246 327,69 Mark zur
Bestreitung rückständigerZahlungsverpflichtungen,während 24 000 Mark an den Ausgleichs-und
Baufouds übergeführt find.

Die Uebersicht über die finanziellen Ergebnisse der werbenden Institute der Provinzial-
Ieuerverficherungund der Landesbankzeigt, daß auch diesmal ein durchaus befriedigendes Ergebnis
«zielt worden ist. Die Feuervcrsicherungsanstalthat einen Ueberschuß von 1 992 14? Mark und die
Landesbank einen Nettogewinn von 1333 869 Mark erzielt. Ueber die Verwendung dieser Be-
^äge finden Sie auf Seite 96—113 die erforderlichen Angaben.

2*
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Auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehungist zu bemerken, daß die Zahl der im Berichts¬
jahre stattgehabten Ueberwcisungenmit 1900 die höchste bisher erreichte Ziffer ist. Sie über¬
schreitet den Durchschnitt der 8 vorangegangenenJahre um mehr als 60 °/n. Die Uebersicht
über die Verteilung der Ueberwcisungenans die Landkreise und Städte finden Sie auf Seite 171
der Vorlage. Sie ergibt, daß die Stadt Elberfeld in der Einlieferungszifferden höchsten Rekord
erstritten hat. Dann folgen die anderen Städte, dann die Landkreise und unter diesen an letzter
Stelle der Kreis Heinsberg mit 1,87 "/« ^ 7 Zöglinge.

Namens des Provinzialausschussesbeantrage ich hiermit, den Bericht für erledigt zu erkläre«.
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht

wird. — Es meldet sich niemand zum Wort, Ich schließe die Verhandlung nnd erkläre den
Bericht dnrch Kenntnisnahme für erledigt.

Wir gehen über zum
Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Prooinzialverwaltung
der Nheinprovinz sowie zu den dazu gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltnngszweige und Anstalten nnd zum Haupt-Haushalts-
plau der genannten Verwaltung sowie zu den dazu gehörenden Haus¬
haltspläne« der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

Berichterstatter ist der Herr Landeshauptmann, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Landeshauptmann I)r. von Renvers: Meine verehrten Herren! Ich

darf wohl entsprechend dem Gebrauch der letzten Jahre die Vermögensübersichtund den Etat als
eine einheitliche Vorlage betrachten und zunächst auf die Vermögensverhältnisseder Provinz eingehen.

Meine Herren! Ich habe Ihnen eine Znsammenstellungdes Vermögens und der Schulde»
des Proviuzialverbandes vom 1. April 1910 vorzulegen. Sie habeu hierzu ein besonderesDruck¬
stück erhalte», benannt „Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des
Rheinischen Provinzialverbandes".

Meine Herren! Der Wert des Vermögens des Proviuzialverbandes, ausschließlich des Ver¬
mögens der Landesbank, der Feuerversichenmgsanstaltund des Meliorationsfonds, beläuft sich an
Gebäuden, Grundstücken, Inventar und Wertpapieren auf 70 129 367 Mark. In diesem Bestände
steckt aber ein großer Teil von Kapitalien, die uns nicht gehören, fondern nur von uns verwaltet
werden. Ich darf Sie hier erinnern an die Gelder zur Bekämpfung der Viehseuchen,an die
Pensions- nnd Witwenkassenusw. Das sind 9 737 890 Mark. Wenn Sie diese von der eben-
genannten Snmme abziehen, so bleibt ein Vermögensbestandvon 60 391477 Mark. Andererseits
muß dem Vermögensstandaber auch wieder das Vermögen der Landesbank an Gebäuden, Grund¬
stücken und Reservefundsim Betrage von 9 709 406 Mark zugezähltwerden, ebenso das Vermöge»
der Fenerversichernngsanstaltmit 13 740 000 Mark und endlich der Meliorationsfonds mit 2 003 800
Mark, so daß ein Vermöge» vo» 85 844 683 Mark herauskommt.

Meine Herren! Der Nachweis pro 1909 ergab 79169 253 Mark, so daß also jetzt ei»
Vermögenszuwachsvon 6 675 430 Mark zu verzeichnen ist.

Sie werden mich nun fragen: Wie erklärt sich diefer große Vermögenszuwachs? 3ul
Beantwortung diefer Frage nehme ich Bezug auf den Bericht über den VermögensstandSeite 2.
Dort ist unter Nr. 1 — 18 ein Zuwachs von 8 041043 Mark aufgeführt und »veiter unter de»
Nummern 19 — 23 eine Minderung von 1 365 613 Mark, so daß die Summe, von der ich eben
gesprochen habe 6 675 430 Mark als Zuwachs verbleibt.
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Meine Herren! Wegen dieses Zuwachses bitte ich auf die Nummern der Drucksache, die
Ihnen ja alle vorliegt, Bezug nehmeu zu dürfen und mir zn gestatten, nur einzelne Positionen
erlanternd herauszugreifen.

Meine Herren! Es ist dort mehrein gestelltworden der Wert des neuen Landeshausesmit
753 000 Mark, die Bestände des Pensionsfonds mit 164 900 Mark, die Erweiterung des Provin-
zialmusenms in Bonn mit 68 000 Mark, der Gruuderwerb und Neuban in Rheindahlen und
Solingen mit 1 292 676 Mark, der Erwerb von Vedburg mit 1 640 433 Mark, der Zuwachs zum
Reservefondsder Landesbank mit 520000 Mark und der Znwachs zum Reservefuudsder Feuer-
Versicherungsanstalt mit 1114 000 Mark. Das sind so die Hauptpunkte, aus denen sich der Zu¬
wachs des Vermögens erklärt.

Meine Herren! Dem Vermögendes Provinzialvcrbandesstehen ans der anderenSeite aber
auch Schulden gegenüber. Am 1. April 1910 betrugen die Schulden 37 928 779 Mark. Woraus
sich diese Schulden im einzelnenzusammensetzen, ist Ihnen auch in dem Vorbericht auf den Seiten
4 und 5 unter den Nummern 1—11 auseinandergesetzt.

Ich bitte auf diese Nummern Bezug nehmen zu dürfen. Wie Sie dort sehen, setzen sich
diese Schulden in erster Linie zusammenaus der alten Irrenhausschuld, die noch aus dem Jahre
1875 stammt und noch immer nicht abgetragen ist, aus der Anleihe von 6 500 000, ans der
zweiten Anleihe von 8 000000, aus der dritten von 7 000000 und aus der vierten von 13 000000,
ferner aus kleineren Anleihen für Wasserleitungen, aus kleinereu Anleihen zur Unterstützungder
Arbeiterkolonien,endlich aus kleinen Anleihenfür deu Betrieb von Brauweiler und aus der Landes-
hausauleihe. Weiter kommen als Schulden in Betracht die großen Anleihen H,, L, 0, v für
Straßenbauten, Auf Seite 32 bis 44 find die Details diefer Anleihen genau aufgeführt; die
Summe, die bisherige Abtragung, die Verziusuug und die voraussichtliche Tilgung dieser Schulden.
>lch darf darauf wohl Bezug nehmen.

Meine Herren! Am 1. April 1909 betrugen die Schulden 34 096199 Mark. Sie sehen
also, daß in diesem Jahre am 1. April ein Schuldenzuwachsvon 3 832 580 Mark Zu verzeichnen ist.

Auch hier darf ich wohl kurz ans das Anwachsen der Schulden eiugeheu.
Es erklärt sich daraus, daß die der Verwaltung eröffneten Kredite für verschiedeneBauten,

für den Klcinbahnfonds lc. immer mehr in Anspruchgenominensind. In der Ihnen vorliegende,:
Uebersicht auf Seite 6 finden Sie unter den Nummern 1 bis 8 das Nähere. Sie feheu dort,
daß im Jahre 1909 4 612129 Mark wirklich aus den Krediten in Anspruch genommenworden
sind. Andererseits ist diese Summe aber auch durch die vorschriftsmäßige Amortisation um
779 549 Mark verringert worden, so daß ein Schuldenzuwachsvon 3 832 580 Mark verbleibt.

Meine Herren! Wenn man nun einen Vergleich zwischen dem Vcrmögeuszuwnchs und dem
Schuldeuzuwnchszieht, dann bleibt noch ein Vermögeuszuwachsvon 2 842 850 Mark übrig, so daß
der Abschluß sich für die Provinz verhältnismäßig sehr gut stellt. Das ist das, was ich über den
Vermögenszuwachskurz zu referieren habe.

Ich darf nun zu dem zweiten Punkte übergehen,zu der Aufstellungdes Etats.
Meine Herren! Als ich den vorjährigen Etat vorlegte, da habe ich schon bemerkt, daß es

wohl der letzte Etat sei, bei dem wir ohne Steuererhöhung auskommen könnten. Das ist im
vorigen Jahre auch von dem Etatsredner aus dem Hause bestätigt worden, der ans die knappe
Bemessung unseres Etats uud auf die Unmöglichkeit,sich in dem Etat weiter bewegenzn können,
hingewiesen hat.

Meine Herren! Wenn Sie den Bericht über den Haupt-Haushaltsplan in Drucksache 1
und den Haupt-Haushaltsplan zur Hand nehmen, dann finden Sie auf Seite 25 des Haupt-Haus-
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haltsplanes bemerkt, daß er für 1911 abschließt mit einer Gesamtsummevon 35180 417 Mark.
Der Haupt-Haushaltsplan für 1910 schloß ab mit 32 473 593 Mark, so daß wir also für 1911
im Etat ein Mehr von 2 706 823 Mark haben.

Meine Herren! Diese Mehrsumme wird zunächst gedecktaus den Mehreinnahmen unserer
eigenen Verwaltung. Es sind das 1394 675 Mark, so daß also ein wirklicherMehrbedarf von
1312148 Mark verbleibt, der in anderer Weife aufgebracht werde» muß. Sie werden mich auch
hier zunächst fragen: Wie erklärt sich diese große Mehreinnahme der eigenenVerwaltung. Meine
Herren, auch hier verweise ich auf den Vorbericht zu dem Haushaltsplan, wo auf Seite 43—53 die
einzelnenPunkte des Zuwachsesganz genau erörtert sind.

Meine Herren! Bei der Aufstellung des Etats mußte nun darauf gesehen werden, daß
der Mehrbedarf von 1312 148 Mark im ganzen Betrage sowohl in der Ausgabe als auch in der
Einnahme erscheint.

Was zunächst die Ausgaben angeht, fo ist im Haushaltsplan anf Seite 8 bei II, 1 vor¬
gesehen für den Provinziallandtag, für den Provinzialansschuß und die Zentralverwaltnngsbehorde
ein Mehr von 44 400 Mark, bei II, 2: Pensionsetat ein Mehr von 11154 Mark, bei II, 7
Taubstummenwefen34 490 Mark, bei II, 8 Vliudenwesen 18 059 Mark, bei II. 9 Hebammen¬
wesen 22 640 Mark, bei II, 10 Fürsorgeerziehung 148 860 Mark, bei II, 11 Provinzial Heil-
und Pflegeanstalten 64 500 Mark, bei II, 12 Landarmenwesen38 800 Mark, bei II, 15 Brau¬
weiler 9000 Mark, bei II, 17 Beauffichtignng der baulichenAnlagen und Maschinenerneuerungs¬
fonds 11160 Mark, bei II, 19 Straßcnbauetat ein Mehr von 351000 Mark, bei II, 20 Land¬
wirtschaftsetat ein Mehr von 49 774 Mark bei IV, 1 Kunst und Wissenschaftein Mehr von
17 190 Mark, bei IV, 2 Mufeen ein Mehr von 10 070 Mark, bei IV, 3 gewerbliche Zwecke ein
Mehr von 12 000 Mark. Bei IV, 4 find an den Haushaltsplan der landwirtschaftlichenAnge¬
legenheiten429 Mark mehr überwiesen worden. Bei V, 4 find an Mehrkostenfür die Verzinsung
und Tilgung der dritten Anleihe von 7 000 000 Mark 16 323 Mark mehr eingestellt. Bei V, 5
Verzinsung der vierten Anleihe von 13 000 000 Mark ist ein Plus von 469 780 Mark eingestellt,
nnd bei V, 6 Verzinsung der Landeshausauleihe sind 38 900 Mark als erste Zinsrate, bei V, 7
Verzinsung der Ahrhochwasscrschäden 60000 Mark eingesetzt.

Ueber letzterenPunkt ist ja dem Hause eine besondereVorlage wegen Aufnahme einer
Anleihe zugegangen.

Bei Titel V, 8 ist das halbe Prozent der Banumlage mit Rücksicht auf die Steigerung
des Provinzialsteuersolls mit 15 548 Mark mehr eingesetzt. Bei V, 10 ist zur Verfügung des
Provinziallandtages eine Summe vou 196 600 Mark eingesetzt. Meine Herren! Aus dieser
Summe sollen zunächst einmal 30 000 Mark für die Inbetriebsetzungder Anstalt Bedburg bewilligt
werden, die im Laufe des Jahres erfolgen wird, ferner 93 000 Mark für drei große Meliorationen
und der Rest von 70 000 Mari wird unbedingt erforderlichsein, um einen Stcuerausfall zu decken,
der zu erwarten ist.

Meine Herren! Bei V, 11 sind an Zinsen für Vorschüsse aus der Landesbank2729
Mark eingesetzt. Wenn Sie diese Positionen zusammenzählen,dann ist das ein Mehr von 1 628 008
Mark. Meine Herren! Diesen Mehrausgaben stehen zwei Minderausgaben gegenüber und zwar
zunächst bei II, 14 eine Minderausgabe von 292 000 Mark bei der erweiterten Armenpflege«nd
endlich bei IV, 5 für Meliorationen und landwirtschaftliche Zwecke eine Minderausgabe von 23 860
Mark, zusammenalfo 315 860 Mark. Wenn ich diese Summe von der eben genannten abziehe,
dann bleibt übrig die Summe von 1312 148 Mark, also die Summe, von der ich eben gesagt habe,
daß sie sich als Mehrausgabe finden muß.
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Es bleibt mir noch übrig zu erörtern, daß auch in der Einnahme eine Deckung für diese
Mehrausgabe vorgesehen ist.

Meine Herren! Es sind an Mehreinahmen vorgesehen bei IV, 2 Zinsgewinn des Rhei¬
nischen Meliorationsfonds 429 Mark, bei V, 1 Zinsen aus vorübergehendangelegten Beständen
9850 Mark und bei V 2 unvorhergesehene Einnahmen 21 Mark, das macht also 10300 Mark.
Ziehe ich diese Summe von der eben genannteuab, dann ergibt sich ein Netrag von 1301848 Mark.
Diese Summe kann nur aus anderen Quellen, voraussichtlichnur durch Erhöhung der Provinzial-
abgabe beschafft werden. Es sind weiter mehr vorgesehen bei II, 1 für Verlehlsanlagen 351000
Mark, bei II, 2 zur Deckung der Kosten des Landarmenwesens38 800 Mark, bei II, 4 zur Er¬
gänzung der allgemeinenDotationsrente 1188 500 Mark und bei II, 5 zur Ansammlung eines
Fonds zur Vermiuderung des Anleihebedarfs 15 548 Mark. Das sind zusammen1593 848 Mark.
Davon ist wieder abzuziehen bei der erweitertenArmenpflege die weniger eingesetzte Summe von
292 000 Mark. Dann bleibt gerade die Summe, die ich Ihnen eben genannt habe: 1301848 Mark.

Meine Herren! Ich muß jetzt noch darauf eingehen, wie diese Summe aufzubringen ist.
Hier entsteht zunächst die Frage: woraus kann die Summe genommenwerden? Kann sie

aus Reservefondseutnommenwerden, die etwa vorhandensind, oder müssen wir dazu die Provinzial-
umlage erhöhen? Zu dem Zweck will ich zunächst auf die sogeuanntenReservefondseingehen,die
wir haben und daran erinnern, daß wir vor einigen Jahren den gesamtenBestand, den wir noch
hatten, von rnnd 1^2 Millionen in drei Fonds aufgeteilt haben: in einen Betriebsfonds, einen
Baufonds und einen Ausgleichsfonds. Damals hat das Haus bestimmt, daß der Betriebsfonds
mit 500 000 Mark ständig auf dieser Höhe gehalten werden soll und hat weiter bestimmt, daß alle
Ersparnisse, die gemacht würden, zur Hälfte dem Ausgleichsfonds, zur Hälfte dem Vcmfonds
zugeführt werden.

Meine Herren! Ich möchte nun die einzelnenFonds kurz berühren.
Was zunächst den Betriebsfonds betrifft, so bestand derselbe beim Beginn des Jahres

1909 aus 500566 Mark. Im Jahre 1909 ist diesem Fonds nichts zugeflossen,er ist un¬
verändert geblieben.

Der zweite Fonds, der sogenannteAusgleichsfonds,betrug beim Beginn des Jahres 1909
5?1 028 Mark. Der Fonds hätte im Jahre 1909 einen Zuwachs erhalten können, einmal wenn
wir etwa mehr Proviuzialsteuern eingenommenhätten, uud zweitens aus dem Fonds, der zur Ver¬
fügung des Provinziallandtages gehalten wurde, mit 610 000 Mark, falls der Provinziallandtag
Wer diesen Fonds nicht schon in anderer Weise verfügt haben sollte.

Meine Herren! Was nun zunächstdie Provinzialsteuern betrifft, so hat das Jahr 1909
eine Mindereinnahme von 32 365 Mark ergeben. Aus deu Steuern ist dem Fonds im Jahre 1909
daher nichts zugeflossen.

Was den Fonds von 610 000 Mark, der zur Verfügung des Provinziallandtages stand,
^trifft, so hat dieser über den Fonds schon in der damaligen Tagung verfügt, und zwar in der
Weise, daß 264 795 Mark zu Vesoldungserhöhungen,22 000 Mark zu Siegregulierungen, 40500
Mark zur Neffelbach-Regulierungund 136 967 Mark zur Tilgung des Defizits bei der Fürsorge¬
verwaltung bewilligt wurden. Ferner muß noch der Rest der Beihilfen für die Regulierung des
Neffelbaches mit 81 000 Mark zur Auszahlung reserviertbleiben. Von der ganzen zur Verfügung
des Provinziallandtages stehenden Summe waren also nur übrig geblieben 65 236 Mark.

Aber, meine Herren, auch dieser Fonds konnte nicht unversehrt zurückbehaltenwerden;
denn aus ihm waren einmal die weniger eingegangenen Steuern mit 32 315 Mark zu decken, und
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weiter hat der Kreis Dillslaken einen Prozeß beim Oberverwaltungsgerichtgewonnen, wonachwir
ihm über 31000 Mark zurückzuzahlen hatten.

Also mit diesen beiden Beträgen war der zur Verfügung des Landtags stehendeFonds
vollständigerschöpft. Bei dem Fiualkasseuabschlußfür 1909 ergab sich dann noch ein Ueberschuß
von 24000 Mark. Dieser ist bestimmungsgemäßmit 12 000 Mark dem Ausgleichsfonds, und
mit 12 000 Mark dem Baufonds zugefügt worden, so daß also am Schluß des Jahres 1909 der
Ausgleichsfondsenthielt- 571000 Mark aus 1909, die Zinsen in Höhe von 17130 Mark und
endlich die ebengenannten12 000 Mark, im ganzen also 600130 Mark.

Meine Herren! Ich möchte Sie darau erinnern, daß dieser Ausglcichsfonds der Fonds
ist, der uns bei der Fertigstellung des großen Kanalbanes in deu Stand setzen soll, die auf die
Proviuz entfallenden recht bedeutendenLasten zu tragen. Es darf alfo auch dieser Fonds, wie
Sie wiederholt anerkannt haben, nur zu diesen: Zwecke angegriffenwerden; er muß bis zur Fertig¬
stellung des Kaualbaues intakt bleiben.

Meine Herren! Der Baufonds war mit etwa 517 000 Mark ausgestattet. Er ist nach
Ihrem Beschlusse für deu Bau iu Bedburg verwandt worden und ebenso das halbe Prozent Bau¬
steuern aus dem Jahre 1909. Der Baufonds alfo enthält zurzeit nicht einen Heller. Er wird
erst wieder im kommenden Jahre eine Speisuug aus dem halben Prozent Bausteueru erhalte».

Ich habe jetzt mir »och kurz zu erörtern, ob im Jahre 1910 einer der Fonds eine»
Zuwachs erhalten hat.

Meine Herren! Anscheinend kommen1910 etwa 25 814 Mark mehr Steuern ans. Aber
meine Herren, das ist doch eine sehr zweifelhafteSache, da bekanntermaßendie Stadt Düsseldorf
beim Oberverwaltungsgericht Klage erhoben hat über die Art der vorjährigen Verteilung der
Gebäudesteuer. Eine Entscheidungiu diesen: Prozesse ist bisher noch nicht ergangen. Aber würde»
diese 25 000 Mark wirklich eingehe», dan» habe» wir sie unbcdiugt zur Deckung des Defizits
bei der Fürsorgeerziehuugnötig, das beinahe 100 000 Mark erreichenwird.

Meine Herren! Dann ist noch eine weitere Summe aus dem Jahre 1910 dispombel
geblieben. Das sind die 30 000 Mark, die wir i» de» Westfonds eingestellthaben, die der Staat
aber seinerseitsnicht eingestellt hatte. Ueber die Verwendung dieser 30 000 Mark liegt jedoch dein
Hause schon ein besonderer Antrag vor, nämlich der Antrag, diese 30 000 Mark zur Bekämpfung
des Heu- und Sauerwurms in den notleidende»Wmzerkreiscnzu verwende».

Also ein Zuwachs ist im Jahre 1910 keinem der Fonds znteil geworde».
Ich komme deshalb zu den, Schluß: Der Baufouds ist aufgebraucht, der Betriebsfonds

hat genau deu Bestand, den er haben muß, wird aber auch im kommende»Jahre durch das
Defizit bei der Fürsorgeerziehung belastet werden. Ich nehme ferner Bezug auf die Heu- und
Sanerwurmvorlage, durch die für das Jahr nächste umi uus 60 000 Mark verlaugt werde».
Der Betriebsfonds wird also um ruud 150000 Mark zurückgehen.

Der Kanalfonds muß unbedingt erhalten bleiben. Andere Fonds zur Tilgung oder
Deckung des Mehrbedarfs stehen uns nicht zur Verfügung, und deshalb bleibt uus n»r übrig,
daß wir das, was wir »och zu decken nötig haben, durch die Erhöhung der Proviuzialumlage decke».

Meine Herren! Wenn Sie den Haupt - Haushaltsplan zur Haud nehme», dan» sinde»
Sie auf Seite 4 unter II, 4 aufgeführt, daß eine Provinzialabgabe von 12117 600 Mark zu
erheben ist.

Meine Herren! Es wird nun vom Provinzialausschussebeantragt, den Steuerbedarf f»r
1911 auf die genannte Snmme festzusetzen. Das Staats-Steuersoll zur Beschaffungdieser Sin»«'«
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betrug am 1. Oktober dieses Jahres 89 944 080 Mark. Der 1. Oktober ist aber nicht der äi<?8
oritiou», sondern der 1. Januar. Zu diesem Zeitpunkt ist aber erfahrungsgemäß das Steuersull
durch Reklamationenusw. geringer geworden. Wenn mau mm 13'/«°/° Proviuzialabgaben zugruude
legt, dann müßte am 1. Iauuar eiu Soll von 89 760 000 Mark vorhanden sein, also 184 000
Mark weniger, als wir am 1, Oktober angenommenhaben. Wir rechnen damit, daß am 1. Januar
diese Summe zur Verfügung steht.

Meine Herren! Es wird nun vorgeschlagen,den Stcuerbedarf für die laufende Verwal¬
tung für 19,11 auf einen Betrag festzusetzen,der gleich ist 13'/«°/« des Stcuersolls vom 1. Januar
laufenden Jahres, dazu weiter zu erheben, wie auch in früheren Jahren V«°/« Bansteuer zur
Verminderung des Anleihebedarfsbei uuseren Bauten.

Also, meine Herreu, mit einen: Wort: Es wird beautragt, 1"/« mehr an Provinzialsteuern
zu bewilligen.

Wir haben uns 5 Jahre laug auf dem bisherigen Steuersatz gehalten. In diesem Jahr
soll zum ersten Male wieder eine Erhöhung vorgenommenwerden. Ich kann nur wiederholen:
Es ist nichts vorhanden, was uns eigentlichverwunderlich erscheinen könnte, es ist das im vorigen
Jahre deutlich von dieser Stelle, wie aus dem Hause, betont worden, daß wir eine Steuererhöhung
nötig haben. Wir wundern uns nur, daß wir nicht mehr uütig haben. (Widerspruchund Heiter¬
keit.) Daß wir nicht mehr nötig haben, haben Sie selber ermöglichtdadurch, daß Sie im vorigen
Jahre den Tarif zum Armcngesetz geändert haben. Das setzt uns in den Stand, uns mit 1°/»
D begnügen.

Meine Herren! Prüfen Sie den Haushaltsplan nach allen Richtungen! Ich glaube, Sie
werden mir zustimmen,daß wir nur das unbedingtNötige hineingesetzt haben, und daß wir keines¬
wegs, wie das au anderer Stelle bemerkt worden ist, aus dem Vollen herans abwirtschaftethaben.

Aus deu Zurufen, die eben gefallen sind, muß ich bciuahe entnehmen: Sie glauben, es
wäre doch noch möglich, dem Haushaltsplan einen geringeren Prozentsatz zugrunde zn legen.
Meine Herren! Dann gestatten Sie mir mit Rücksicht anf diese Zurufe und zur Bcleuchtuug
unseres ganzen Haushaltsplanes einmal eiueu kurzen Rückblick auf die Entstehung unseres Haus'
haltsplanes zu werfen. Ich muß zu dem Zweck etwa 10 Jahre zurückgreifen. Im Jahre 1900
betrug unser Staatssteuersoll 58 038 580 Mark. Damals erhoben wir 10 V- °/°, und wir legten
6 076 072 Mark Stcueru um. Der gesamte Haushaltsplan betrug damals 18 442 023 Mark.
Stellen Sie dem gegenüber den Haushaltsplan für 1911, so beträgt dort das Staatssteuersoll
89 760 000 Mark. Bei 13 ^ «/» Umlage, wie vorgeschlagenist, Wolleu wir rund 12 117 600
Mark erheben. Der Haupt-Haushaltsplan für 1911 weist in Einnahme und Ausgabe 35180 417
Mark auf. Wenn wir die Ausgabe« und Einnahmcu von 1900 und 1911 vergleichen, dann haben
wir eine Steigerung um 90,70°/« in unseren Ausgaben in den 10 Jahren, (Hört! Hört! Znrnf:
Kolossal!) Ja, meine Herren, 90°/°, das klingt kolossal! (Znrnf: Ist es anch!) Dann gestatten
Sie, daß ich anch einmal auf andere Verwaltungen zurückgreifeund speziell meinetwegen auf die
Städte, Wie ist es denn da? Ich will z. B. den Haushaltsplan von Cöln herausgreifen. Sie
hatten im Jahre 1900 in Cöln einen Haushaltsplan von 18,4 Millionen, und heute haben Sie
45,6 Millionen. Das ist eine Steigerung von 149 °/<>. (Hört! Hört!) Wie bescheiden ist im
Verhältnis dazu die Steigerung bei uns! (Zuruf: Eingemeindung!) Das hat auch zu der
Steigerung beigetragen, aber nur zum Teil.

Ich will ferner Düsseldorf herausgreifen. Ditsscldorfhatte 1900 den minimalen Haus¬
haltsplan von 9,9 Millionen, und heute haben Sie 36,1 Millionen. (Bewegung.) Das ist eine
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Steigerung um 264«/», (Bewegung.) Ich könnte Ihnen diese Zahlen aus allen Städten der
Provinz mitteilen. Was liei ihnen geschieht,geschieht mich bei uns. Ich mache daraus keinem
einen Vorwurf, ich meine nur: Wenn bei uus nicht eine ebensolche Steigerung wie iu diesen
Städten eingetretenwäre, dann würde das für die Verwaltung ein wLtinioninin panpertati» sein;
dann hatten wir nicht die Gelegenheitbenutzt, das zu tun, was uns amtlich und dienstlich obliegt.
Die Städte müssen fortschreiten, wir müssen es auch.

Ich sagte eben, gegen 1900 ist eine Steigerung von 16 000 000 Mark eingetreten. Die
Frage, die daraus sich ergibt, ist: Wodurch decken wir denn diese Mehrausgaben? Wir decken
sie einmal dadurch, daß uusere eigenenEinnahmen, die 1900 8500 000 Mark betrugen, auf über
16 000 000 Mark gestiegensind, und Zweitensdadurch, daß wir die ueue Dotation von 741000
Mark bekommen haben. Der Rest von 6 000 000 Mark wird durch Steuern aufgebracht. Also
so kolossal ist die Steuer wirklich nicht gewachsen,kolossal gewachsensind unsere eigenen Ein¬
nahmen, die uns ermöglichen, in dieser Weise weiter zn wirtschaften.

Wäre bei uns keine Steigerung erfolgt, dann hätte man nns wirklich einen Vorwurf
daraus machen können, Nun wird es für Sie außerordentlichiuteressautsein, auch einmal zn hören,
wo denn die 3"/« Steigerung ihre Verwendung finden.

Meine Herren! Da komme ich zunächst auf das Fürsorgeerziehungsgesetz,das uns ganz
kolossale Lasten auferlegt hat.

Im Jahre 1900 staudeu iu unserm Hanshaltsplan für Zwangserziehung — „Fürsorge"
gab es ja noch nicht — 114 308 Mark, das war die ganze Summe. Wem Sie unsern heutigen
Haushaltsplan ansehen, so hat die Provinz allein für die Fürsorgeerziehung950100 Mark aufzu¬
bringen, also eine Vermehrung um 835 792 Mark, iu Prozente» ausgedrücktum 731°/». Im
Jahre 1900 decktenwir diese Kosten mit 0,197°/» vom Staatssteuersoll, nnd heute brauchen wir
dazu 1,051°/°, also allein für die Kosten der Fürsorgeerziehung 0,85°/« mehr. Ich bitte Sie,
sich diese Zahl von 0,85°/» zu merken.

Lassen Sie mich einen zweiten Hanshaltsplan herausgreifen: Unsere Anleiheverhältnifse-
Meine Herren! Ini Jahre 1900 zahlten wir 436 343 Mark oder 0,75"/° vom Steuer¬

soll für den Zinsen- und Amortisationsdienst. Heute zahlen wir 1860 000 Mark oder 2,073«/°
des Staatssteuersolls, also 1,32«/« mehr. Dazu kommen noch die Anleihen für die Straßenver¬
waltung. Diese kosten nns jetzt 574 910 Mark oder 0,64°/« des gesamtenStaatsstenersolls.

Zählen Sie mm zusammen: 0,85"/» bei der Fürsorgeerziehung,l,32°'» bei den Anleihen
für Hochbanten,0,64«/» für Straßenbauteu, so erhalteu Sie 2,18"/». Also die 3°/», die wir mehr
aufbringen müssen, fallen fast lediglichauf diese 2 Positionen: Fürsorgeerziehungund Zinsendienst-
0,19 "/„ bleiben noch übrig, die wir auf alle anderen Zweige der Verwaltung verwendenkönnen-
Sie dürfen natürlich nun nicht glauben, meine Herren, daß wir unr diese 0,19°/« dort verwendet
haben. Die Anforderungen der anderen Verwaltungszwcigcsind ja viel grüßer gewesen. Wir haben
sie dementsprechend mit wesentlich höherenBeträgen ausgestattet, aber nicht aus den Steuern, sondern
aus dem eignen Erwerb. Es ist vielleicht ganz interessant, auch eiumal zu erfahren, wie denn die
Kosten der anderen Zweige seit 1900 gestiegen sind. Die Kosten für das Taubstnmmcnwesensind
in dieser Zeit gestiegen — ich lasse die Bruchzahlen weg — um 114«/», die des Blindenwescns
»m 98°/», des Hebammenwesensum 340°/», — die der Heilanstalten nm 195«/», des Landcmnen-
wescns um 36°/«, der erweiterte»Armenpflegeum 72°/», die Kosten der Arbeitsanstalt Vrauweilcr
sind um 57°/,, die der Straßeuverwaltung um 42«/«, die der Laudwirtschaftum 109°/» (hört!),
die von Kunst und Wisseuschaft um 91«/» und die für gewerbliche Zwecke um 122°/°, die Kosten
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des Pensions-Haushaltsplans ebenfalls um 122 °/„, die Kosten des Landtages, der Zentralverwaltung
um 43°/y gestiegen. Alle diese Steigerungen werden bezahlt aus den 0,19 °/„, die von den 3°/„
übrig bleiben, und aus den eignen Einnahmen der Anstalten.

Wenn Sie mm fragen, anf welche Vcrwaltnngszweigeunsere Anleihenentfallen, so kommen
von unsern rund 42 Millionen Mark Anleihen für Hochbauten 64,5°/» auf unsere Heilanstalten,
auf Neubauten uud Umbauten der Anstalten; es kommen 11°/° mit einem kleinen Bruchfatz
-- 11,3 °/u — auf die Fürsorgeerziehungsanstalten,0,65°/° auf die Hebammenanstalten, 2,5°/«
auf die Blindenanstalten, 1,2°/« auf die Taubstummeuaustalteu, 2,2°/° auf Brauweiler, 1,5°/°
auf Weinbanschulen,1,9°/« auf Museen, 0,8"/° auf die Zentralverwaltnng.

Sie werden sich nnn wundern, daß wir allein 64°/° der Anleihen für die Heilanstalten
aufgeuommeuhaben. UebcrlegcnSie sich jedoch einmal: Unsere Bevölkerung ist gestiegen von
5,57 auf 7,12 Millionen, alfo nm 21°/°. Mit der Steigerung der Bevölkerungszahl wachsen
selbstverständlich anch die Ansprüche, die wir durch unsere Anstalten erfüllen müssen, uud zweitens
^egt dieser hohe Anteil von 64°/° anch daran, daß wir, als die ersten Anstalten fertig waren,
10 Jahre auf unseren Lorbeeren gcrnht und diese ersten Anstalten nicht hinreichend unterhalten
haben. Erst der bekannte Prozeß hat uns veranlaßt, in dieser Beziehungeinzugreifen,und das war
eigentlich der Segen des Prozesses.

Auf die Fürsorge entfallen, wie gesagt, 11°/°. Ja, meine Herren, Fürsorgeerziehung^
austaltcn müssen wir schaffen,uud wenn man uns dann entgegenhält: wir seien zu opulent darin,
so kann ich dem nicht zustimmen. Früher, als die Anstalten aus Privatwohltätigkeit unterhalten
wurdeu, war jeder damit zufrieden. Jeder dankte dem Herrn, daß die Anstalten so gut waren.
Heute haben wir im Jahre — ich sage nicht zuviel — 6 bis 7 Revisionen vom Krcisphysikns,
von der Provinzialverwaltung, von der Negierung, vom Ober-Präsidium, vom Minister, und ein
leder findet etwas, und jede Revision kostet nns bares Geld; die privaten Anstalten machen die
Verbesserungen und Abänderungennicht aus ihren Mitteln, sondern diese schlagen die Kosten gleich
auf die Pflegesätze, und die Provinz muß schließlich alles bezahle». Daher erklärt sich auch dieser
Betrag vou 11 °/° in unseren Anstalten,

Dafür, meine Herren, daß wir die Blinden- und Taubstummenanstalten in dieser Weise
ausgebaut habe», habeu wir jetzt schon einen Lohn. Es wird das neue Gesetz über die Schulpflicht
der Taubstummen uud Bliuden eingeführt. Wir sind jetzt mit unseren Blinden- und Taubstummen-
austaltcn fertig. Wir haben sie alle auf 8 Klasfeu ausgebaut, mit Referveklcifsen?c. Wir können
Whig den Andrang der Blinden uud Taubstummen abwarten, und branchen keine neuen Auf¬
wendungen zn machen.

Meine Herren! Wenn Sie diese Ausgaben zusammennehmen: Die Aufwendungen für
Taubstummen-,Blindenanstalten, Heilanstalten und so sind das 87«/«
der Anleihen, Das andere sind ja alles Bagatellen gegenüberdiesen großen Zahlen.

Endlich noch eine kurze Bemerkungim allgemeinen: Nicht nur bei uns, meine Herren,
w der Rheinprvinz findet diese Steigerung statt, fondern wir fehen sie auch bei den anderen
Provinzen. Ich habe hier nun das Material von 1899 bis 1908 zur Hand. Da ist Ostpreußen
m dieser Zeit vou 20,41 auf 25,28, also um 4,78 °/° gestiegen, Westsirenßen von 19 auf beinahe
22 um 2,4, Brandenburg um 2, Pommern nm 2,15, Posen um 2,92, Schlesien um 6,32, Sachsen
"m 2,41, Schleswig-Holsteinnm 8,47, Hannover um 2, Westfalen um 5,6, Kassel um 4,9, Wies¬
baden um 2,5 °/„. In der Rheinprovinz ist von 1899 bis 1908 eine Steigerung von 5,43 auf 7,62,
also um 2,197 °/° erfolgt. Sie werdeu nun fragen, wie kommen Sie zu der Summe von 5,43?
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Wir haben buch damals vor 10 Jahren einen ganz anderen Prozentsatz gehabt. In dieser Hinsicht
möchte ich darauf hinweisen,daß wir damals zur Erfüllung unserer gesetzlichenPruvinzialaufgabcn
nur 5,43 °/° gebrauchten. Was wir mehr gebrauchtenals diese 5,43 "/», sind die Kosten, die die
Provinz freiwillig für die Unterhaltung ihrer Kreis- und Vezirksstraßen übernommen hat. Wir
haben sie ohne jede Reute übernommen uud unterhalten 4500 Kilometer Kreisstraßen. In jeder
anderen Provinz werden die Kreisstmßcn nicht von der Provinz, soudcru von den Kreisen unter¬
halten. Hierfür zahlen wir rund 4'/2 Millionen Mark. Wir zahlen also uuendlichviel mehr als
jede andere Provinz.

Meine Herren! Was ich jetzt sagte, waren Abschweifungen,die aber vielleicht doch ganz
interessant sind. Ich möchte auf diese Frage nicht weiter eingehen. Wir werden vielleicht in der
Kommission zu dem eiueu oder anderen Punkte Ihnen noch weiteres Material bringen können.

Ich möchte uuumehr wieder zum Haushaltsplau zurückkehren.Die Punkte Heranszugreifen,
die in dem lommeudeuHaushaltsplan eine schwere finanzielle Belastung herbeiführen.

Meine Herren! Da ist Ihnen zunächsteine Vorlage über die Beseitigung der Hochwasser¬
schäden an der Ahr zugegangen. Ueber die Ursache der Vorlage brauche ich ja keiu Wort zu
verlieren: sie ist Ihnen ja allen bekauut. Allen bekannt ist auch die trostlose Lage, in die die
ganze Gegend an der Ahr gekommenist. Wir haben im Gebiete der Straßenbauverwaltung
275 000 Mark Schaden im Ahrgebiet gehabt. Nach den gestellten Anträgen sollen wir für die
Gemeinden und Korporationen 575 000 Mark zahlen, den gleichen Betrag zahlt auch der Staat
uud eiueu ebensolchen Betrag müssendie Gemeindenihrerseits so gnt wie es geht aufbringen.

Meine Herren! Es ist ja eine sehr harte Nuß, die uns da zu knacken gegeben wird.
Aber ich glaube, wir können die armen Bezirke der Provinz, die dieses kolossale Unglück erlitten
haben, nicht im Stiche lassen. Wir müssen ihnen helfen, wie wir das ja auch an der Wied und
in anderen Fällen getan haben.

Wir muffen ihnen helfen, selbst, wenn wir dieser Summe noch 7500 Mark, die sich uach-
träglich noch als nutwendig herausgestellt habeu, aus der Anleihe hinzufügen müssen. Ich glaube,
es ist für die Provinz eine Ehrensache,diesen Bezirk nicht im Stich zu lassen.

Meine Herren! Eine weitere Vorlage, die uns Geld kosten wird, betrifft die Verlegung
einer Taubstummenanstaltvon Huttrop nach Euskirchcn. Die Huttroper Anstalt gehört uns nicht,
wir haben sie gemietet. Der Eigentümer der Anstalt, der Idiutcnerziehungsverciu,wünscht das
Haus jetzt zu eigenen Zwecken zurückzuerhalten,wir sind daher gezwungen, eine Anstalt zu bauen.
Wir haben dafür 580000 Mark erbeten, wovon ja ein Betrag von rund 250 000 Mark aus der
Pacht verzinst wird, die wir jetzt für die alte Anstalt geben. Wir werden um die Erbauung einer
eigenen Anstalt uicht herum kommen. Es muß für die alte Anstalt Ersatz geschaffen werden. Das
muß umsumehr geschehen, als ja das Gesetz über die Erziehung der Taubstummcu und Blinden
schon dem Herrenhaus vorliegt und nns bald zugehenwird.

Meine Herren! Ferner ist Ihnen die Vorlage wegen der Unterstützuugder Meliorationen
an der Wupper, am Kalflack uud an dem Saynbach unterbreitet worden. Diese Meliorationen
werden 350000 Mark kosten. Meine Herren, wir befinden uns hier in einer gewissen Zwangs¬
lage. Der Staat gibt seinerseitseinen Veitrag, aber nur unter der Voraussetzung,daß die Provinz
sich mit demselben Betrage beteiligt. Wenn wir das ablehnten, würden wir die Melioration einfach
unmöglich machen nnd damit auch dazu beitragen, daß die dankenswerteUnterstütznngder Kömg¬
lichen Staatsregiernng der Provinz verloren geht. Meine Herren, diefe Summe wollen wir
nicht aus Anleihennehmen, fondern sie füll, wie ich eben schon andeutete, aus deu 196000 M«rl
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genommenwerden, die zur Verfügung des Provinziallandtages bei Titel V, 10 des Haushalts¬
planes stehen.

Wir waren leider nicht in der Lage, Ihnen noch einige weitere Meliorationen in diesem
Jahre vorschlagenzn können. Wir hätten das ja gerne getan mit zwei Meliorationen, die im
vorigen Jahre hier im Hause angeregt worden sind und die, wie ich glaube, auch Anklang gefunden
haben. Es war das einmal ein Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Runkel, der eine Straße
am Rhein, die bei höherem Wasserstandimmer uuter Wasser steht, höher gelegt haben wollte. Ich
habe damals, gleich nachdem die Sache hier zur Erörterung gekommen war, ein Projekt ausarbeiten
lassen. Das Projekt kostet aber leider 38000 Mark, und diese Summe können wir jetzt nicht
aufbriugeu. Weiter wurde damals von dem AbgeordnetenDurchlauchtvon Wicd und mich von
Herrn von Runkel der Neubau der Brücke bei Irlich in der Nähe von Coblenz, die ja im vorigen
Jahre durch Hochwasscrgelitten hat, hier angeregt. Ferner wurde die Verlegung der schenßlich
engen Provinzialstraße, die jenseits von Irlich links in das Dorf hineinführt, wo ein Nusbiegeu
und eiue Passage kaum möglich ist, angeregt. Meine Herren, das Projekt hat ja auch Unter¬
stützung im Kreise selbst gefunden, nämlich durch Gewährung von Zuschüssenseitens des Kreises
und des Nassclsteins. Es kostet uus doch immerhin noch — sagen wir einmal — 70 000 Mark,
und das Geld habe» wir nicht. Wir haben also schweren Herzens uns entschieden, die Ausführung
des Projektes nicht in den Haushaltsplan zu bringen, sondern der Zukunft zu überlassen.

Meine Herren! Weiter liegt Ihnen vor der Kleinbahnfunds,wo wir Sie um eine Erhöhung
wn 38 Millionen auf 50 Millionen, also um 12 Millionen Mark, bitten.

Alle Kreise erheben Anspruch an diesen Kleinbahnfunds. Die Ansprüche sind recht groß,
so daß die bisher bewilligten Summen schon erschöpft sind.

Dem Wunschedes Hauses entsprechend, ist der diesjährigenVorlage denn auch eiue Ueber¬
sicht über dasjenige beigelegtworden, was die andere» Provinzen für Kleinbahnzwccke tun. Meine
Herren, ich möchte dringend bitten, sich diese Vorlage einmal anzusehen. Danach steht die
Nheinprovinz weit erhaben über allen anderen Provinzen. Wir haben schon 38 Millionen aufge¬
wandt, die nudereu Provinzen humpeln mit ein paar Millioueu uach Aber, meine Herren, die
«'deren Provinzen nehme»Aktien, und das wird — wie es scheint — von der einen oder anderen
Seite des Hauses auch gewüuscht. Ich möchte aber dringend bitten, den Versuch mit der Beteili-
lMng an Vahnunternehmungen durch Abuahme vou Aktien zu unterlassen. (Sehr richtig!) Wenn
Sie das tun, bekommenwir einen Haushaltsplan, den ich bis zum Schluß des Jahres nicht
balancierenkann (Sehr richtig!) Heute bringt mir die Bahn ^«V«, morgen 2°/o, im 3. Jahre
vielleicht gar nichts. Wir haben dann ein Schwanken im Haushaltsplau, das man nicht verant¬
worten kaun. Ich weise hier ans Hannover hin, Hannover hat im Jahre 1906 den Versuch
gemacht, und 1908 hat es deu doppelten Betrag des Kleinbahnfunds aufwendenmüssen, weil es
Altieu gezeichnet hatte. Die Provinz Westfalen, meine Herren, die uns ja naher liegt, macht recht
schlechte Geschäftedamit. (Zustimmung.) Ich glaube, wir sind sehr vorsichtig gewesen,wenn wir
s° gewirtschaftet haben, wie wir es getan haben. Wir wollen auf Aktien wirklich nicht reflektieren.

Meine Herren! Es liegt Ihnen nun mit der Kleiubahnvorlageauch eiue Petition aus
°em Kreise Gummersbach vor. Der Kreis Gummersbach will eine Bahn Vielstein-Hermesdorf
bauen. Er lebt in sehr bedrängten, armen Verhältnissen. Die Bahn bringt anscheinend nur l'/^,
höchstens 2 °/o auf. Das Unternehmenkann der Kreis daher nicht allein fertig bringen. Er bittet,
'hm ein Kleinbahndarlehenzu geben; und zwar soll die Provinz ein Drittel der Aktien übernehmen
und der Staat soll ein weiteres Drittel geben. Der Provinzialausschuß hat dem Kreise gesagt:
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„Wir geben Euch das Kleinbahndarlehenunter den gewöhnlichen Bedingungen. Wir kummen Euch
sogar soweit entgegen, daß wir die Amortisation während der eisten Betriebsjahre aufschieben."
Aber der Kreis hat erklärt: „Danu werde ich auch uuch uicht fertig!" uud hat jetzt eine Petition
an das Hohe Haus gerichtet, worin er bittet, 720 000 Mark als Kleinbahndarleheumit ^"/o
Nachlaß zu bekommen, weitere 720 000 Mark zu 2°/^; er hofft dann, daß vom Staate auch der
gleiche Betrag von 720 000 Mark zu 2»/^ gegebenwird. Meine Herren, der Pruvinzialans-
schnß hat sich ans die Sache nicht einlassen können, weil er genau weiß, daß, wenn er in dem einen
Falle ein Darlehen zn 2°/° gibt, die sämtlichenKreise, die schon Kleinbahnanlagen haben oder die
noch Kleinbahnen bauen wollen, mit deu gleiche« Ansprüchen kummen werden. (Sehr richtig!)
Und, wenn wir es hier gegeben haben, müßten wir es den anderen auch bewilligen, oder es gäbe
Unzufriedenheit, Darum hat der Ausschuß sich dahin schlüssig gemacht, bei den bedrängten Ver¬
hältnissen des Kreises Gummersbachden: Provinziallandtag die Entscheidung zn überlassen. Glauben
Sie, daß Sie es verantworten tonnen, dem Kreise das Darlehen zn 2°/» zn geben, natürlich nicht
für immer, sundern auf 2 bis 3 Jahre, dauu mag der Landtag das tun. Dein Prouinzialausfchuß
ist dauu das Rückgrat gestärkt. Anderen Kreisen gegenüberkaun er dmm sagen: „Ench geben wir
das Darlehen unter dieseu Bedingungennicht, wir können es Euch uicht geben, weil der Provin¬
ziallandtag das Darlehen bewilligt hat, nicht wir".

Die Sache ist sehr wichtig; ich bitte Sie, sich die Angelegenheitdoch einmal dnrch den
Kopf gehen zu lassen und zu überlegen; wir werden die Sache ja in der Fachkommission noch
besprechen.

Meine Herren! Eine weitere Vorlage, die uns auch Geld kostet, die aber auch recht
nützlich uud notwendig ist, ist die Aktion zur Bekämpfung des Heu- uud Scmerwnrms. Der Staat
hat jetzt für die Wintcrbckämpfung33 000 Mark znr Verfügung gestellt. Man verlangt von der
Provinz die Znrverfügungftellungderselben Summe und von den beteiligten Kreisen einen gleiche»
Betrag. Wir hoffen damit die Kosten der Wiuterbetämpfung bestreiken zu können. Was die Auf¬
bringung der Kosten angeht, so möchte der Pruvinzialansschnß bitten, daß Sie die 30 000 Mark,
die wir beim Wcstfonds im vorigen Jahre erspart haben, zur Verfügung stellen. Wir würde»
dann noch aus dem landwirtschaftlichenFonds die fehlenden 3000 Mark zuschießen. Auf diese
Weise würde dann für die Wiuterbekmnpfnngdas Geld da sein. Die Bekämpfung ist übrigens
schon im Gange, denn die Sache muh bis zum 15. April erledigt sein. Wir kuuuteu also uicht
warten, bis der Provinziallandtag cincu Beschluß darüber fassen konnte. Die Winterbekampf»»3
schließt aber in sich, daß ihr die Sunuuerbekämpfungfolgt, und diese ist noch kostspieliger.Hierfür
hat die Königliche Stantsregierung zugesagt, rund 66 000 Mark zur Verfügung zu stellen, dann
soll aber die Provinz anch 66 000 Mark geben, uud der gleiche Betrag von 66 000 Mark sott
von den Kreisen aufgebracht werden. Hierfür haben wir keine disponiblen Mittel. Ich «lochte
deshalb bitten, uns zu ermächtigen,aus dem Betriebsfonds diese 66 000 Mark zu nehmen.

Eine weitere bedeutsameVorlage betrifft deu Ankauf vuu Oedland im Kreise Malmcdy,
um dort unsere Korrigendenzu beschäftigen und auch innere Kulunisation zu treiben. Auf diese
Vorlage kummen wir ja vielleicht hier im Hause uuch zurück, uud kann ich daher hier mir kurz
sagen: Meine Herren, die Zahl der Korrigenden, die wir jetzt haben, wächst infolge der neuereu
Gesetzgebung.Wir bekomme» vuraussichtlich bald das Gesetz über die Unterbringung der Personen,
die nicht für den Unterhalt ihrer Familien sorgen. Nach der Vorlage sollen diese Personen in
Arbeitsanstalten untergebracht werden. Weiter hat das Strafgesetzbuchfür ciue große Reihe von
Vergehennicht mehr die Ahndung mit Gefängnis, fundern die Unterbringung im Arbeitshause vor'
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gesehen. Das wird natürlich auch wieder eine große Vermehrung der Zahl der Korrigeuden zur
Folge haben.

Meine Herren! Wir sind in der Arbeitsanstalt aber jetzt schon in Verlegenheit, wie wir
die Korrigeudenpassend beschäftigensollen. Jetzt beschäftigen wir sie zum Teil uoch mit unseren
eigenen Arbeiten, die fiir unsere Anstalten, Vedburg usw., uötig sind. Sind diese Arbeiten fertig,
dann haben wir keine handwerksmäßigeBeschäftigungmehr, umsoweniger,da wir ja die 3 Fürsorge-
erziehungsaiistalteu,wo auch Haudwerke betrieben werden müssen, aufrecht erhalten und die dort
untergebrachtenPersonen mit dem beschäftigen müssen, was nur noch zu tnn haben. Wir tonnen
nlledem vorbeugen, wenn wir Ocdländereien ankaufen, fie durch uuserc Korrigeuden brechen uud
kultivierenlassen, uud wenn sie nach 4 bis 5 Iahreu fertig sind, entweder verkaufenoder verpachten
oder Koluuate darauf scheu. Aber darüber wird erst iu der Zukunft entschieden werden tonnen.
Eins ist aber schon jetzt sicher! Bei der Kleinheit der Terrains, die wir jetzt in der Provinz kaufen
können, müssen wir nach 5 bis 6 Jahren weitergehen, denn wir ersparen eine Arbeitsanstalt nicht,
Wenn wir nicht taufende von Morgen haben uud Leute darauf beschäftigen können. Im übrigen
ist es ja auch zweifelhaft, wenigstensnicht ganz gewiß, daß wir eiu glänzendes Geschäft bei der
Geschichte machen. Es ist ja möglich, daß wir am Schlüsse dieser Periode einen Zuschuß für die
Meliorationen zu leiste» haben.

Aber, meine Herren, ich halte das nicht für sehr bedenklich. Wir geben so manche Zu¬
schüsse zur Hebung der Landwirtschaft. Wir können hier cmch einmal etwas tun. Wir habeu daun
ein Werk getan, das vorbildlichfür andere Bezirke wirkt uud das uus wahrscheinlich iu den Stand
letzt, in audereu Kreisen in einer ähnlichenWeise vorzugehen. (Beifall.)

Meine Herren! Schließlich möchte ich noch eins bemerken:Wir haben noch eine Vorlage
über die Fürsurgcerziehnngsanstaltenvorgelegt uud znm Schlüsse darauf hingcwicseu,daß unsere
Anstalten— sowohl Nheindahlenwie Solingen — verhältnismäßigwenig laudwirtschaftlichc Terrains
haben, nämlich, abgesehen von den Gebäudckomvler,en, nur rund 85 Morgen. Meine Herren! Das
ist verhältnismäßig sehr wenig, die anderen Privatanstalten haben viel mehr Land, wir selbst ja
auch bei einer Anstalt beinahe 300 Morgen. Es ist sehr gut, wem, wir unsere Terrains bei den
beiden Anstalten etwas erweitern, um die Kinder, wenn im Handwerksbetriebnichts zn tun ist, in
der Landwirtschaftzu beschäftige,! uud auch, um uns lästige Nachbarschaftvom Halse zu halten.
Ich glaube, mit der verhältnismäßig geringen Summe vou 150 000 Mark werden wir uus da
überall komplettierenkönnen. Diese Summe wird aber verzinst nnd amortisiert aus dem Anstalts¬
betrieb, nicht aus den Steuern, genau so wie wir jetzt auch die Anstalt in Fichtenhainlediglich durch
ben eigenenErwerb verzinsen. Meine Herren, eine Berührung der übrigen Vorlagen kaun ich mir
wohl ersparen, da Sie ja keine finanzielle Bedentnng haben.

Ich wiederholeaber, was ich schon gesagt habe: Wir haben uus alle Mühe gegeben, den
Haushaltsplan nnter Berücksichtigung der finanziellenVerhältnisseder Gemeindenmöglichst vorsichtig
und sparsam aufzustellen. Wir haben nnr solche Kredite verlangt, bei denen wir in einer gewissen
Zwangslage waren, sei es von außen, sei es aus der Verwaltung heraus. (Beifall.)

VorfitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und erteile das Wort dem Herrn
AbgeordnetenVeltman.

AbgeordneterVeltman: Meine hochverehrten Herren! Der Herr Landeshauptmann hat
U' gewohnterArt übersichtlichden Haushaltsplan erläutert und in dankenswerterWeise eine so
"»gehende Begründung in allen wesentlichen Punkten beigefügt, daß wenig dazu noch nachzutragen
'st- Aber, meine Herren, ich meine, es muß doch aus dem Hause heraus zu der neuen Vorlage
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Stellung genommen werden, umsomehr als uns wieder eine Erhöhung der Pruvinzialumlage um
1 °/n zugemutetwird, und das zu einer Zeit, wo Stadt und Land bei der Aufstellung der Haus¬
haltspläne ihre Not gehabt haben, sie zu balanzicren, und nach Möglichkeit bestrebt gewesen sind,
mit der alten Umlage auszukommen.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse in unserer Provinz können wir ja, Gott sei Dank, zur¬
zeit wohl nicht als ungünstig bezeichnen. Aber, wer im gewerblichen Leben steht nnd darin einen
Einblick hat, wird mir zugeben, daß die Verhältnisse dort nicht vertrauenerweckend sind, daß bei
den steigenden Arbeitslöhnen, der Zunahme der Materialieuprcise, der Schwierigkeit der Arbeiter¬
frage», den öffentlichen Lasten, der allgemeinenKonkurrenznnsere Industrien und Gewerbe schwer
zu kämpfenhaben, namentlich die Eisen- nnd Stahlindustrie, die das Rückgrat unserer Industrie
ist, aber zugleich ihr Barometer und ihr Regulator, die einer ungewissen Zukunft gegenübersteht,
da das Schicksal der Verbände, die diese Industriell geschlossen haben, in der nächsten Zukunft
zweifelhaftund gefährdet erscheint. Ich meine, es ist daher nicht unnütz zu untersuchen — und
ich halte das sogar für unsere Pflicht — ob es uuZ nicht möglich ist, an dieser Erhöhung der
Umlage um 1 "/<> vorbeizukommen.Der Herr Landeshauptmann hat gesagt, daß im vorige» Jahre
anerkannt wurden sei, der Haushaltsplan sei knapp aufgestellt worden, er selbst habe prophezeit,
es werde das letzte Jahr seiu, das ohne Erhöhung der Umlage dahingehen würde. Ans dem
Widerspruch, der sich hier heute erhob, wird der Herr Landeshauptmann entnehmen, daß es sich
empfiehlt, noch einmal in Erwägungen darüber einzutreten, ob wir nicht doch uoch ein Jahr au
der Erhöhung der Umlage vorbeikommen können (Widerspruch.)

Der Herr Landeshauptmann hat darauf hingewiesen,daß die Steigerung der Prouinzial-
nbgaben in den letzten Iahreu nicht sehr erheblich gewesen ist, Er hat aber zugleich ausgeführt, daß,
während sie im Jahre 1900 nur etwa 6 300 000 Mark betrage« habeu, sie jetzt auf 12 Millionen
Mark gestiegen siud, uud zwar in erfreulicherWeise nicht so sehr dadurch, daß die Umlagesätze
erhöht worden sind, als daß aus eigner Kraft heraus das Staatssteuersoll wesentlich gestiegen ist,
nämlich von rund 61 auf rund 90 Millionen Mark. Die Abgabe ist also in 10 Jahren um
etwa 50"/» höher geworden. Ich meine, meine Herreu, das ist ein außerordentlichhoher Satz.

Der Vergleich niit den Städten hinkt doch in vieler Beziehung. (Sehr wahr!) Es ist
auf das Steigen der Haushaltspläne von Cöln und Düsseldorf hingewiesen worden. BedenkenSie,
daß, wenn in der ganzen Provinz eine Vevölkerungszuuahmestattgefundenhat, sie doch am größte«
gerade in Großstädten, in Düsseldorf und Cöln, gewefen ist, (Sehr richtig!) daß vor allem diese
Städte sich durch Eingemeindungenerheblich ausgedehnt haben (Sehr richtig!), wozu die Provinz
bisher noch nicht übergegangenist. (Heiterkeit)

Dann, meine Herren, bedenken Sie doch, daß die Höhe dieser Haushaltspläne nicht ohne
weiteres einen Schluß auf günstige oder ungünstige Verhältnisse gestattet. Die Provinz hat im
wesentlichen ihre alten Aufgaben weiter verfolgt, während gerade die Städte uud auch die beiden
genannten in den letzten 10 Jahren dazu übergegangensind, industrielleWerke auszubauen. 3")
weise auf Hafeuanlagen, auf Kleinbahnankäufeusw, hin. Diese Summcu erscheinenin Einnahmen
uud Ausgaben im Haushaltsplan und erhöhen die Gesamtsumme. Da sind alles Momente, die
wohl bei den Städten, nicht aber bei der Provinz zutreffen.

Ich bin freilich der Ansicht, daß bei der Erhöhung der Pruvinzialabgaucn um 50 > es
ein außerordeutlichglücklicher Umstand gewesen ist, daß das Pruvinzialstcucrsull in dieser Welse
gestiegen ist, und das muß dazu auffordern, mit allen Kräften zu versuchen, dieses natürliche An¬
wachsender Steuer zu benutzen, um nach Möglichkeit die Erhöhung der Umlage zu vermeide».
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Meine Herren! Wenn man in Erwägungen eintritt, woher denn diese erhebliche Stcigernng
im Einzclfalle gekommen ist, so verkenne ich nicht, daß auch hier die staatlichen, die gesetzlichen
Maßnahmen, die neuen Aufgaben, die der Provinz zugewiesen worden sind, in erster Linie die
Veranlassung gewesen sind: das Fürforgcerziehungsgesctz, die erweiterte Armeupflegcusw.

Erwarten Sie nicht, daß ich etwa eine Einschränkung notwendigerAusgaben der Unter¬
stützungen und Beihilfen für die Landwirtschaftanstreben möchte. Ich möchte von vornehcrcin meine
volle Zustimmung zu deu Vorlage» aussprecheu, die der Herr Landeshauptmann erwähnt hat:
Zu den Beihilfen, die zur Beseitigung der durch das Uuwetter an der Ahr verursachtenSchäden
bestimmtsind, für die Beihilfe zur Bekämpfung des Sauerwurms.

Namentlich aber begrüße ich es mit Freuden, daß die Provinz zum ersten Male den
Versuch machen will, selbst zur Kultivierung von Oedlüudercieu überzugehen. Sie ist ja dazu
berufen, in erster Linie den in ihren KurrigcndenanstaltenInternierten geeignete Arbeit zn schaffen,
und ich wüßte nicht, welche Arbeit dazn geeigneter wäre, als gerade die Arbeit bei den Meliorationen,
zumal wo die landwirtschaftliche Produktion dadurch wesentlich vermehrt und der Natiunalwohlstand
wesentlicherhöht wird. Wir haben ja in der Eifcl dazu ganz besonders geeignete Gelegenheit.

Ich möchte hier eineil Wuusch aussprechen. Die Provinz will ja dazu übergehen, selbst
die Gitter einzurichten, die Gebäude zu crrichteu und Zu verpachten. Ich hoffe, daß jeder Luxus
vermieden wird, und daß die Gebäude nicht so eingerichtetwerden, wie man es dort bei einzelnen
vffentlicheu Gebäuden sieht, die eben so gut iu Thüringen wie in der Mark Brandenburg stehen
könnten, sonder,: daß sie bei aller Einfachheit und Bescheidenheitden Charakter der Heimat, den
Eifelcharaktervollständigwahren.

Meine Herren! Die wesentlichen Erhöhungen, die unser Haushaltsplan anfweist, hat der
Herr Landeshauptmann bereits hervorgehoben. Sie liegen ans dem Gebiete der Vcrkehrsanlagcn,
der Bezirksstraßen,und dann ans dem Gebiete des Schulden- und Anleihctilgungsdienstes,uameutlich
für die Anstalteu, Nicht erwähnt hat er eine Ausgabe, die auch in der zehnjährigen Periode
wesentlich gestiegenist und die sich auf alle Haushaltspläne verteilt: Ich meine die Besoldungen.
Wir haben vor kurzer Zeit, dem Vorgehen der Staatsverwaltung und anderer Kommunalver-
waltungen folgend, die Besoldungenunserer Veamteu wesentlich erhöht. Wenn Sie die Ausgaben
für Besoldungenin den einzelnen Haushaltsplänen zusammen zählen, so betragen sie im Jahre 1910
ausschließlich des Wuhmmgsgeldznschusses3 424 000 Mark. Für 1911 betrage» die Ausgabe«
«ach dem Voranschlag 3 696 000 Mark; das ist eine Steigerung um 272 000 Mark in einem
Jahre, die sich allerdings ans Altcrszulagcn und Beförderung der Beamten und auch auf Einrich¬
tung neuer Stellen verteilen. Dazu kommen nun noch die Wohnmigsgeldzuschttsse, die »ach dem
Vorgange des Staates reguliert werden müssen. Sie betragen für 1911 641000 Mark. Dazu
kv'nmt noch der Wert der Dieustwohnuugeuund sonstiger gewährter Vergüilstigungeui» Höhe vou
286 000 Mark. Genug, die Ausgaben für die Besoldungen der Beamten der Proviuz betragen
fast 4 Millionen Mark. Gegenüber einem Haushaltsplan von 35 Millionen Mark scheint mir das
ein außerordentlicherProzentsatz zn sein. Ich will hier nicht dem Herrn Llliidcshanptmam,folgen
und einen Vergleich mit den Städten ziehen, denn ich erkenne an, daß bei diesem Vergleich die
Provinz i» einem ungünstigenVerhältnis steht, weil sie ihre Beamte» u»d Institute weit über die
Lanze Provinz verteilt hat. Die Verhältnisse sind also sehr ungleichartig. Bei der Provinz hat
'»an die Anstalten, die Straßenverwaltuug u»d ist es sehr schwierig,diese weit zerstreutenAnge¬
bellte» zu kontrollieren. Ich bin auch nicht in der Lage, zu empfehlen, hier Sparsamkeit walten
su lassen, gestatte mir aber doch die Bitte an den Herrn Landeshauptmann und den Provinzial-
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ausschuß, hier einmal der Frage ihre Aufmerksamkeitangedeiheuzu lassen und zu prüfen, üb es
nicht möglich ist, eiu weiteres Anwachsenzu vermeiden, durch eine sparsame nwderne Verwaltung
iu den Bureaus und Betriebe». Wir haben die Beamten ausrcicheudbesoldetund können nun auch
verlangen, daß sie ihre volle Kraft einsetzen, uud daß alle darauf hinwirken,eiu weiteres Anwachsen
der Ausgaben zu vermeiden. Ich glaube, daß das gelingenwird, besonders bei den: Hinweise auf
die kolossalen Summen, die für Persoualausgaben aufgewendetwerden.

Ein zweiter Pnnkt, in dem mir die Ausgabe fehr hoch erscheint, ist das Anwachsen der
Ausgaben für den Schuldentilgungsdienst. Gewiß, die Ausgaben sind begründet durch die vielen
ncnen Anstalten, die gebant werden mnßten uud die auch zweckmäßig und gut eingerichtet sind.

Unfer Etatscntwurf sieht dort eine Mehrausgabe von 585 000 Mari vor.
Dcnnntcr, meine Herren, befindet sich eine Mehransgabe an Bauzinseu für den Neubau

der Heil- und Pflegeanstalt Bedburg bei Eleve mit 275 000 Mark. Nun, meine Herren, haben
wir früher generell beschlossen — und es ist auch bisher so verfahren wurden — daß die Banziusen
erst nach Vollendung des Baues und nachdem die Kosten abgerechnet sind, in den Haushaltsplan
eingestellt wurden, und so verfährt man ja wohl allgemein. Es wird nnn gesagt, daß iu diesem
Falle eiu vorzeitiges Einstellen der 275 000 Mark in diesem Jahre erforderlichsei, obwohl der
Bau erst im ^cmfe des Jahres vollendet sein wird und die Rechnung noch nicht vorliegt, weil die
Summe so groß sei, uud die Sache sich soust zu lauge hinziehenwürde.

Meine Herren! Ich meine, wenn mau einmal Negelu aufstellt, so sollte man sie auch
einhalten, und ich glaube, behaupten zu können,daß es gerade in diesem Falle nicht nötig ist, vor¬
zeitig die Bauzinscn in den Hanshaltsplan einzustellen. Der Herr Laudcshauptmau hat schon
darauf hingewiefen, daß wir vor einigen Jahren beschlossenhaben, jährlich '/2 "/„ Umlage zu erheben,
nm einen Baufonds zn bilden, aus dem die Baukosten gezahlt, resp. Zuschüssezu den Bauten
geleistet werden können. Die dnrch diefes '/^/« angesammeltenBeträge aus den Iahrcu 1908,
1909 und 1910 belaufen sich auf 1429 000 Mark. Rechnen Sie dazu '/- °/° aus dem Jahre
1911 das uns demnächst znr Verfügung steht in Höhe von 449 000 Mark, fo macht das eine
Snmme von 1 876 000 Mark aus, die wie der Herr Landeshauptmann auch schou sagte, verwendet
wnrde, um die Anleihesummefür den Bau vou Bedburg zn vermindern und um die Kosten dafür
aufzubringen. Meine Herren, für die Banfumme von 11275 000 Mark macht das eine Tilgung
von 17°/,, aus, wobei noch der Betrag für den Grnnderwcrb von 826000 Mark mitgezählt ist.

Nun, meine Herren, frage ich Sie, ist es nutwendig neben dieser Tilgung vou 17"/» noch
eiue weitere außergewöhnliche Tilgung, abweichend vun den: bestehenden Usus, vorzunehmenund die
Nauziuseu mit 275 000 Mark vorzeitig iu einen Hanshaltsplan einzusetzen, der uns vor die Gefahr
stellt, eiue Erhöhung der Umlage vorzunehmen. Das ließe sich vielleicht rechtfertigen, wenn wir
das Geld zur Verfügung hätten. Aber, meine Herren, wenn es mit dazu beiträgt, eine Erhöhung
der Umlage herbeizuführen,so meine ich, müfsen wir unter diesen Umständendavun Abstand nehmen.
Das wäre schon fast ein Drittel der Summe vou 900 000 Mark, die uns zn der Erhöhung der
Umlage zwingen foll.

Dann, meine Herren, ist eine weitere wesentliche Erhöhung auch bei dein Haushaltsplan
für die Verkehrsanlngcn und für die Wegeunterhaltung vurgefeheu. Der Herr Laudeshanptnmun
hat auch schou darauf hingewiesen, daß hier die Ausgaben wesentlich gestiegen sind. Der Iuschnß
der Provinz zu diesen Ausgaben betrug im Jahre 1901 3 851000 Mark uud beträgt uach dein
Voranschlagfür 1911 4 544 000 Mark; das ist also iu 10 Iahreu eiue Steigerung um 1366 000
Mark, also um etwa 44"/». Dieser Zuschuß hat also eine ganz außerordentlicheErhöhung
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erfahren. Nnn soll von 1910 auf 1911 eine Erhöhung um 351000 Mark, also um 8,7 «/«, statt¬
finden. Dazu treten noch die Einnahmen aus dc» Dotatiouen.

In der Begründung für diesen Vorschlagist gesagt, daß die Unterhaltung der Provinzial-
strnßen mehr koste, weil die Löhne gestiegen sind, die Materialien teuer werdeu usw. Es werden
für ciue Reihe von Jahren die Kosten festgestellt,welche die Straßcnunterhaltung erfordert und
danach wird dann die Anforderung für den Straßeuhmishaltsplau bemessen. Zuletzt waren die
Unkosten für die Jahre 1906 bis 1910 festgestellt. Jetzt ist für eine Anzahl von weiterenJahren
so verfahren worden und dabei hat man sich eine Mehrausgabe von 188 000 Mark für die Wcgc-
unterhllltnng herausgerechnet. Ja, meine Herren, wenn man so verfahrt, daß man sich von einem
Statistiker eine Berechnungder Kosten aufstellen laßt, die er für erforderlichhält, und sich damit
zufrieden gibt, daß es wieder mehr kostet, dann wird man ja solche Summen bewilligenmüssen.
Ich verkenne ja auch nicht, daß Löhne und Materialprcise wirtlich gestiegen sind. Aber, meine
Herren, es kommt noch eins in Betracht. Der Umfang der Ausdehnung der von der Provinz
zu unterhaltenden Straßen hat sich nicht vermehrt, sondern wesentlich vermindert. Ich finde eine
Bemerkung zu Position 4, daß sich die Ausdehnungum 697 Km, fast um 10 °/o verminderthat, nnd
trotzdem, meine Herren, diese Erhöhung. Ich meine, es wäre gut nnd in der dritten Fachkommission
zu untersuchen,ob nicht an dieser'Summe etwas gespart werden kann, ohne den guten Zustand
unserer Wege zn gefährden, und ob uicht soviel daran gespart werden kann, daß, wenn wir noch
die Bauzinsen für Bcdburg weglassen, wir uns dem 1 "/<> nähern, wenn uicht, es vielleicht
erreichen. (Heiterkeit.) Ich hoffe, meine Herren, daß, wenn wir in ciue Prüfung der Einzelheiten
eintreten, wir au einer wefcntlichenErhöhung der Pruuiuzialumlage, weuigsteus um eine solche
vun 1"/» Herumkummen, daß sie wenigstensauf '/-i ermäßigt werden kann, (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann von Nenvcrs: Meine Herren! Der Abgeordnete Veltman hob zunächst

hervor, daß ich die Besoldungenin meinem Vortrage gar nicht berücksichtigt habe. Das ist richtig.
Das habe ich nicht getan, weil die Besoldnngsvorlage ja vor einigen Iahreu hier angenommen
worden ist, und weil in diesem neueu Hanshaltsplan nichts weiter euthalten ist, als die gewöhnlichen
alle zwei Jahre eintretendenGehaltserhöhungen. Irgend eine Abweichungvon der Besoldungsvor-
läge ist nicht erfolgt. Daher bin ich darauf auch nicht weiter eingegangen.

Meine Herren! Nun geht der Herr Abgeordnete Veltman auf die Schuldentilgung ein
und hebt die kolossalen Summe» hervor, die da gebrauchtwerden: 1800 000 und so nnd so viel
Mark. Ja, meine Herren, gestatten Sie mir, daß ich auch eiumal ans diesen Schuldeuzuwachszurück¬
komme. Wir haben seit 1875 nach meinem Gefühl uuvemntwortlich gewirtschaftct. Wir haben
die sämtlichenGebäude, die die Provinz hat, vun der ersten Irrenanstalt bis zur letzten, von der
ersten Schule bis zur letzten nur aus Krediten gebaut, und das ist ein unrichtigesVorgehen. Wir
dürfen solche Baute», die ständig bei uns wieder vorkommen, nicht ans dem Kredit ausführen,
sondern diese müssen wir, wenigstens zum größte» Teil, aus den laufenden Einnahmen errichten.
Das ist das Prinzip, das andere Provinzen, Brandenburg z. B., gehabt habe». Das ist das
Prinzip, das auch iu deu Städten allgemein angenommenworden ist, (Sehr richtig!) Der Pru-
viuzilllausschußhat diesen Standpunkt, ich glaube vor 5 Jahren, Ihnen gegenüberauch schon ver¬
treten, nnd hat gebeten, doch an Stelle der Anleihen 1 '/2"/° in den Haushaltsplan zu setzen, damit
daraus die neuen Anstalten gebaut werden können. Das haben Sie abgelehnt und schließlich ist
dann, ich glaube bei der dritte» Vorlage, das halbe Prozent hineingekommen.Dieses halbe Prozent
ist ja sehr dankeuswert. Aber nachdem wir zwanzig Jahre in der geschilderten Weise vorgegangen
smd, nützt uns dieses halbe Prozent auch nicht allzuviel.
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Was nun die Abschreibung bei Bedburg betrifft, so darf ich darauf aufmerksam»lachen,
das; Bedburg am 1. Oktober eröffnet wird. Ich halte es also für ganz richtig, daß wir einen
großen Teil der Zinfen jetzt schon in den Haushaltsplan eiusctzcu. Richtig ist, daß weun wir das
nicht tun wollen, und die 275 000 Mark streichen,wir um V^ °/<> in der Umlage heruntergehen
könnten, den,: '/< "/» ist 224 400 Mark, Aber was ist dann die Folge? Die Darlehen werden
immer höher, die Verzinsung von Jahr zu Jahr größer. Das ist ein Auskunftsmittel, das man
doch nicht gut anwendenkaun.

Lassen Sie mich einmal in die Geschichte der Provinzialuerwaltnng zurückgreifen. Wir
waren schou einmal in solcher Verlegenheit. Was hat das Hohe Haus in dieser Lage beschlösse!,?
Die Höhe und Betrage der Zinsen und Amortisationender Schulden standen fest. Wir sollten die
alte Irrenhansschuld mit 3 bis 4'/«"/° verzinsen und amortisieren. Wir waren in Verlegenheit.
Wir taten das ein paar Jahre lang nicht, und deshalb zahlen wir jetzt noch daran. Wäre ganz
richtig gewirtschaftetworden, so wären wir längst ans der Sache heraus. So geht es auch hier.
Tun wir das hier nicht, dann gehen die Schulden iu die Höhe.

Nuu komme ich auf die Straßenbauverwaltung. Das klingt ja furchtbar, wenn da steht:
351 000 Mark werden gebraucht. Wenn Sie sich das nun einmal nach dem Hcmshaltsplau an¬
sehen: Was steckt deuu darin? Für die materielle Straßenuntcrhaltnng werden 188 000 Mark mehr
gebraucht. Das andere ist nicht Straßenunterhaltung, sundern das fällt bei Titel I mit 36123
Mark auf Penfiunsfuuds, Invalidcngeld und Zinsen an KleiuciscubahnfoudZ,bei Titel II mit
7280 Mark ans die Gehälter der Vauiuspckturcn, Gehälter der Bnusekrctäre uud Wohnungsgeld,
fällt bei Titel III mit 22 900 Mark auf Mietseutschädiguug, Prozente für Obstbau, für alte
Stmßcuwärter usw. Es falle,, danu weiter — uud das ist ja wieder, ich muß das nochmals her¬
vorheben, ei» Fehler des Hauses gewesen — 500 000 und so uud so viel Mark auf die Verzinsung
der vier Anleihen.

Meine Herren! Ich sage ganz offen, wir haben, wenn die Pruvinzialvcrwaltung in Ver¬
legenheit war, innner wieder gesagt: verringern wir einfach den Straßcubanetat. Und was war das
Endresultat? Auf einmal waren die Straßen so, daß Sie 5, 6 Millionen Mark Anleihe aufuchmen
mußten, um sie wieder iu die Höhe zu bringen. Daran büßen wir jetzt. Nichtig sind wir in
finanzieller Beziehung wirklich weder bei den Anleihen für die Anstalten noch für den Straßen¬
verkehr vorgegangen. Ich möchte dringend bitten, in diefen Fehler nicht zurückzuverfalleu.Das
rächt sich dann iu einigen Jahren anfs Schwerste. (Sehr richtig!)

Wenn Sie die verlangte Summe von 188 000 Mark, die wir mehr brauchen,sich ansehen
uud nehmen dann unsere Vcmämter, — wir haben 15 Vanäinter und über 6000 Kilometer
Straßen — was kommt dann auf einen Kilometer für eine Erhöhung? Nicht ganz 30 Mark.
Das ist die ganze Mehraufwcndung für die Erhaltung der Straßen.

Nuu frage ich Sie: Haben uusere Straßcu denn noch die Bedeutuug wie früher? Ich
fagc, sie habe,, eiue viel größere Bedeutung bekommen. Wir haben Jahrzehnte gehabt, wo unsere
Straßen in ihrer Bedeutung heruntergingen. Es kamen Eisenbahnen,Kleineiscnbahuen;keiner fuhr
mehr über die Straße. Wie ist es denn jetzt? Jetzt fahren die Antos durch die ganze Provinz.
(Sehr richtig!) Man steht fie hier, man ficht sie da, uud infolgedesfeulaufen auch tagtäglich
Beschwerden über die Straßen ein. Dem einen ist das Pflaster nicht gut, dem anderem ist jenes
nicht gut. Der Dritte kann kein Kleinpflastcrvertragen usw. Kurz, die Straßen haben eine ganz
andere Bedeutung bekommen als früher. Sie sind jetzt wieder Durchgangsstraßeu für den Verkehr,
nnd wir niüsseu sie infolgedessenauch in anderer Weise unterhalten. Wir können sie nicht mehr
mit Kies unterhalten, sondern wir müssen hartes Gestein nehmen.
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Dann lassen Sie mich auch noch einmal andeuten: Wo sind denn die Straßen schlecht?
Nicht die Straßen sind schlecht, die die Provinz unterhält; diese sind tadellos, schlecht sind sie auf
den abgetretenen Strecken. Da kommenauch immer die Beschwerdenher. Jetzt soll z. B. die
Pnnz Heinrich-Fahrt, die große Automobilfahrt von Berlin aus, vor sich gehen. Bei mir wird
angefragt, nachdemdie Herrschaftendie Strecke bereist haben. Vier, oder fünf Stellen sind miserabel,
sie müssen hergestellt werden. Ich stelle fest, wo die Strecken sind. Es ist ein ganz kleiner Distrikt,
der die Provinz betrifft. Das andere sind städtische Straßen. Also, meine Herren, die Straßen
haben für uns eine größere Bedeutung. Wir müssen sie unterhalten, da können wir mit 30 Mark
nicht viel machen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fürst zu Wied.
AbgeordneterFürst zu Wied: Meine Herrrn! Wenn ich mich jetzt gemeldet habe, so

möchte ich zunächst ein Wort aus der Etatsrede des Herrn Dr. von Renvers unterstreichen. Das
>st das Wort „leider" bei der Besprechung der Irlicher Brücke.

Ich weiß ans persönlichen Gesprächenan Ort und Stelle, sowie aus den Verhandlungen
am 2. August 1909, daß der Herr Landeshauptmann im Herzen sehr dafür ist, diese Brücke um-
zubaueu. Weun der Herr Landeshauptmann sagt, wir müssen die Sache der Zukunft übcrlasseu,
so wird das im Kreise Nenwied mit Betrübnis aufgenommenwerden. Wem: dieser Zustand weiter
bestehen sollte, der unserer Zeit im Zeichen des Verkehrs geradezu Hohn spricht, so können wir das
alle nur furchtbar bedauern. Es steht am Eingang des Dorfes Irlich: „Schritt fahren und reiten",
leiten wird da kaum jemand,- da macht man lieber einen Umweg. Aber fahren Sie Schritt, so
ist es nicht damit getan. Es werden Kuuststücke von einem verlangt, wie plötzliches Halten, Rück¬
wärtsrichtenin enge Höfe hinein.

Also, ich möchte dringend noch einmal den Herrn Landeshauptmann bitten, die Sache,
wenn irgend möglich, bald in irgend einer Weife zu berücksichtigen.Wie sehr allen Iuteresscntcn
°u Sache am Herzen liegt, zeigt doch schon, daß Kreis und Stadt, Landbürgermeisterei,das
industrielleWerk iu der Gegend, zusammen bereit sind, soviel dazuzugeben, daß die Provinz für
em ProvinziellesBauwerk nur ein Drittel zu zahlen braucht. Es war damals bei der Verhandlung
"M 2. August 1909 auf 47 000 Mark berechnet.

Ich schließe mit der Bitte, dieses au den Provinziallandtag der Rheinprovinz gerichtete
Gesuch des Kreisausschussesund den Antrag des Kreises Nenwied wohlwollend aufzunehmenund
möglichst schleimigst zur Beratung zu ziehen.

Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob noch einer der Herren das Wort wünfcht.
Herr AbgeordneterVeltman.
AbgeordneterVeltman: Meine Herren! Ich habe nicht in meinen Ausführungen einem

^anbban und eine,« unwirtschaftlichen Vorgehendas Wort geredet. Wenn ich vorgeschlagen habe, im
Falle der Bcdburger Proviuzial- Heil- und Pflegeaustalt vuu der Einstellung der Bangeldcrzinsen
abzusehen, so tat ich das im Einklang mit unserem frühereu Verfahren und unseren früheren
-^Müssen. Ich habe darauf hiugewiescu,daß wir außergewöhnlichgerade in diesem Falle durch
«e Verwendung des Baufonds getilgt haben.

Was nun die Straßen betrifft, fo meiue ich, die Ausführungen des Herrn Landeshaupt-
Manns, wonach die Teile der ehemaligenProvinzialstraßcn, die von den Städten übernommensind,
Mcht in guter Verfassung, dagegen die Straßen der Provinz in glänzender Verfassungsiud, cineu
^eleg dafür bilden, daß man vielleicht doch mit etwas weniger auskommenkaun. (Heiterkeit.) Mit
"'elem hält man Hans, mit Wenige,,: kommt mau aus. (Heiterkeit.)
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Ich möchte darauf hinweisen, daß uns im nächsten Jahre eine Verminderungder Ausgaben
bevorsteht.

In der Begründung des Haushaltsplans der Straßeiwerwaltung ist hervorgehoben,daß in
diesem Jahre die höchste Summe eingesetzt ist, nämlich ein Betrag von 310 000 Mark für Tilgung
der Zinsen und Tilgungsraten der K'lcin-Pflasteranlcihevon 1911, und daß dieser Betrag jetzt von
Jahr zu Jahr geringer wird, uud im Jahre 191« gegenüber310 000 Mark in 1911 nur noch
1676 Mark betragen wird.

Meine Herren! Hier bekommen wir ja Geld frei, um fortdauernd unsere Straßen besser
zu unterhalten.

Ich meine deshalb, daß eine mäßige Absetzung,die uns ein Herabgehen in der Umlage
ermöglicht,wohl angezeigt ist.

Außerdem möchte ich darauf aufmerksammachen, daß, abgesehen von den rechnungsmäßig
notwendigenGeldern für die Straßenverwaltung, dem Herrn Landeshauptmann noch ein besonderer
Fonds von 80 000 Mark für dringendeund unvorhergesehene Ausgaben zur Verfügung steht. Wir
haben außerdem noch für ganz außergewöhnliche Fälle in dem Nusglcichsfonds einen Betrag in
Höhe von 600 000 Mark und haben in der Landcsbauk einen sehr großen Reservefonds.

Ich glaube daher, - daß mein Vorschlag, hier etwas abzusetzen, nicht unbegründet wäre.
(Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist nicht weiter gewünschtworden, wird auch nicht
gewünscht. Ich schließe die Verhandlung, und darf wohl ohue weitere Frage feststelle«, daß Sie
den Vorbericht zum Haushaltsplnu und den Haushaltsplan selbst an die I. Fachkommission über¬
weisen wollen, — hiergegen erfolgt kein Widerspruch — uud daß Sie feruer deu Bericht des
Provinzialausschusscs,betreffend den Vermögeusstaud des Rheinischen Provinzialvcrbnndes,
Nummer 4 der Tagesordnung, durch Kenutnisnahmc für erledigt erklären.

Wir kommen dann zu dem letzten Punkte der Tagesordnung. Er lautet: Entscheidung
über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Vorlagen.

Meine Herren! Es ist Ihnen das Verzeichnis der Vorlagen als Dructsache 25 zuge¬
gangen, in dem die näheren Vorschlägedarüber gemachtsind, wie die einzelnen Vorlagen geschäftlich
zu behandeln find, und an welche Kommiffionensie verwiesen werden sollen.

Die Vorlagen und Petitionen, die außerdemuach dein Druck des Vorlageverzcichnisses ein-
gegaugcnsind, wurden schon gestern bczw. heute Morgen deu betreffenden Kommissionen überwiesen.
Ich bitte Sie daher, zu genehmigen, daß nach den Vorschlägenim Vorlagenverzcichnisverfahrenwird.

Den Geschäftsbericht für 1909 und den Bericht über den Vcrmögensstandhaben sie eben
bereits durch Kenntnisnahme erledigt. Ich frage, ob zn dieser Art der geschäftlichen Behandlung
der Vorlagen Ausführungen zu machensind.

Herr Abgeordnetevon Groote!
Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Wenn ich recht verstandenhabe, dann soll

unter anderem auch die Vorlage, die die Kultivierung von Ocdländcreienin der Eifcl betrifft, der
II. Fachkommission überwiesenwerden. So ist es in der Drucksache vorgesehen. Ich möchte aber
doch zur Erwägung geben, ob es nicht richtiger ist, diese Vorlage der IV. Fachkommission zu über¬
weisen. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Es ist gestern schon in der Eröffnungsrede Sr. Exellenz des Herrn
Ober-Präsidenten darauf hingewiesen worden, daß die Bedeutung dieser Vorlage weseutlich darin
beruht, daß die Provinz jetzt an die Aufgabe herautritt, die iunere Kolonisation zu fördern, und
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von diesem Gesichtspunkteans, möchte ich glauben, daß sich die Vorlage znr Behandlung in der
IV. Fachkommission in erster Linie eignet, weil doch wahrscheinlich Fragen der Landeskultur ganz
wesentlich dabei zur Besprechungkommen. (Zustimmung.)

So, wie die Sache jetzt in Vorschlag gebracht worden ist, hat es ja den Anschein, als
°b es sich lediglich darum handelte, die Korrigendeu zweckentsprechendzu beschäftigen. Ich meine
ledoch, meine Herren, daß das nnr ein Mittel zn dem Zweckesein soll, die große Frage der
inneren Kolonisation auch von feiten der Provinz in Angriff zu nehmen und an ihren: Teile
zu lösen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Sie haben die Anregung des Herrn Abgeordnete»von Groote
gehört, nnd ich bitte zn dieser Anregung Stellung zu nehmen. Ich frage, ob das Wort aus dem
Hause gewünscht wird?

Herr Abgeordnetervom Rath!
Abgeordnetervom Rath: Ich möchte vorschlagen,diese beiden Kommissionen gerade für

"'ese spezielle Vorlage zn verbinden. Ich glaube, dadurch kommen wir leicht zum Ziel.
Vorsitzender Spiritus: Der Herr Laudeshauptmaun hat das Wort.
Landeshauptmau» I)r. vou Reuvers: Die Verteilung ist wohl in derselben Weise

erfolgt wie auch in der Staatsverwaltung. Dort ist die innere Kolonisationauch beim Ministerinn«
des Innern im Anschlußan die Strafanstalten. So ist die Sache auch hier beim Landtag unter¬
gebracht worden.

Vorsitzender Spiritus: Herr Abgeordnetervon Kruse!
Abgeordnetervon Kruse: Meiuc Herren! Ich möchte nur darauf hinweifen, daß wir

ei der Wahl der Kommifsioncn ausdrücklich darauf Rücksicht gcuommen haben, daß diese Vorlage der
Fachkommission überwiesen werden sollte. Es waren Herren ans dein Kreise Malmedy usw.,

"'e sich besonders dafür interessierten,und dieser Gesichtspunkt hat bei der Auswahl der Kommissions-
Mitglieder sehr mitgesprochen.

Ich brauche die Hcrrcu ja nicht zn nennen. Aber wir glaubten doch, daß es dabei sein
Gewenden behalten würde. Ich möchte alfo doch annehmen, daß es dabei bleiben mnß, daß die
II- Fachkommissiondie Sache behandelt. Vielleicht könnte sie dnrch Herren aus der IV. Fach-
Immission verstärkt werden.

Vorsitzender Spiritus: Herr Abgeordnetervon Groote!
Abgeordnetervou Groote: Ja, meiuc Herren, dann möchte ich die Anregung des Herrn

^- vom Rath unterstützen, daß die beiden Kommissionengemeinschaftlich die Sache behandeln,
^aniit würden ja die Bedenken des Herrn von Kruse auch vollständigberücksichtigtsein. sZustimmnng.)

Die Sache hat eine so erhebliche grundsätzliche Bedeutung, daß es sehr erwünscht ist, wenn
wie recht gründliche Vorvcrhandlung in der Kommission erfolgt. Um so einfacherund klarer werden
stch nachherdie Verhandlungen im Plenum abspielen können.

^ Vorsitzender Spiritus: Meiue Herren! Nach unserer Geschäftsordnungkönnen weitere
Kommissionenw besonderen Fällen ans Vefchlnß des Provinziallnndtages gebildet werden. Es
Wßt dann ferner: Die Zahl der Mitglieder der eiuzelneu Kommissionen soll in der Regel 15 nicht
überschreiten. Also, die Sache liegt so, daß die Anregung des Herrn Abgeordnetenvom Rath,
wie besondere Kommissiondurch Zusammensetzungzweier Kommissionenzu bilden, durchaus gang¬
er rst. Ebenso können Sie eine Ihrer Kommissionen durch die Zuwahl von Mitgliedern aus einer
"'deren verstärken. Das ist nach der Geschäftsordnung alles zulässig. Das Haus mag nun
trüber befinden, welche Art ihm genehmerist.
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Das Wort hat Herr AbgeordneteScherer.
AbgeordneterScher er: Ich möchte mich dem Antrage des Herrn von Groote durchaus

anschließen. Die Fragen der inneren Kolonisation interessierenganz entschieden doch die IV. Fach¬
kommission; die grundlegenden Fragen der iuuercn Kolonisation werden dort erörtert werden müssen.
Ich möchte deshalb dringend darnm bitten, daß die IV. Fachkommission jedenfalls bei der Beratung
der Frage beteiligt wird, und zwar entweder in der Weise, daß die Suche der IV. Fachkommission
überwiesen wird, oder aber, daß beide Kommissionenzu einer vereinigten Kommissionmit einander
verbundenwerden,

Vorsitzender Spiritus: Ich weiß nicht, ob Herr Abgeordnetervom Rath einen Antrag hat
stellen wollen.

Abgeordneter vom Rath: Jawohl! Ich halte den Antrag aufrecht, daß die II. und
IV. Fachkommission vereinigt werden sollen.

Vorsitzender Spiritus! Der Herr Abgeordnetevon Groote hat zuuächst den Antrag
gestellt, daß die Vorlage an die IV. Fachkommissionüberwiesen werden soll. Vielleicht ist aber
doch eine Verständigungauf diesen anderen Vorschlagmöglich.

Herr Abgeordnetervon Groote!
Abgeordneter von Groote: Ich ziehe meinen Antrag Zu Gunsten des Antrages des

Herrn vom Rath zurück.
Vorsitzender Spiritus: Herr AbgeordneterConze!
Abgeordneter v. Conze: Es ist dringend wünschenswert,daß schon heute oder doch

spätestens morgen ein Beschluß gesaßt wird. Der Herr LcmdesratHorion legt großen Wert darauf
nnd hat nns heute Morgen noch erklärt, es sei dringend notwendig, keinen Tag zu verlieren, UM
die Sache in Aktion zu bringen. Es handelt sich dabei um die Verhandluug über vorliegende
Offerten, über die in der nächsten Woche entschieden werden muß. Ich Persönlichhabe nichts da¬
gegen, daß Sie die IV. Fachkommission zur Beratung hinzunehmen. Es ist gewiß wünschenswert,
daß die Sache von höheren Gesichtspunktenaus aufgefaßt wird. (Heiterkeit.)

Die Vorlage fchließt sich au den Haushaltsplan von Vrnuwcilcr an nnd ist uns lediglich
zur Beurteilung darüber gegeben worden, ob wir es für zweckmäßig halten, die Korrigendcnzu
solchen Kultnrarbeitcn zu verwenden. Ich glanbe, daß wir mit dem großen Gesichtspunkte,den
Herr Landrat von Groote erwähut, in Verhandlungen kommen, die ins Endlose gehen. Lasse«
Sie uns die Sache jetzt so nehmen, wie sie uns vorgeschlagen ist. (Widerspruch.) Dann werden
wir im nächsten Landtag das, was daraus gewordenist, vor Augen haben, und sagen können,v"
wir mit unseren Mitteln innere Kolonisation treiben können. Wir präjudizieren dadurch diese große
Frage gar nicht. Es handelt sich jetzt nnr darum, die Sache in Gang zn bringen. Aber wie
gesagt, ich habe nichts dagegen,wenn Sie die IV. Kommissionhinzuziehenwollen.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Es liegt nunmehr der Antrag des Herrn vom
Rath vor, dahingehend,daß die beiden Kommissionen in eine besondere Kommission vereinigt werde«.
Soviel ich die Sache beurteile, hat auch der verehrte AbgeordneteEunze gegen den Vorschlag des
Herrn vom Rath keinen Widerspruch erhoben. Ich frage, ob funst noch Widerspruch gegen den
Vorschlagbesteht? — Auch das geschieht nicht. Dann darf ich feststellen,daß der Antrag des
Herrn Abgeordnetenvom Rath Ihre einstimmige Billigung gefundenhat.

Dann ist noch ein Antrag des Herrn AbgeordnetenFürst zu Wied eingegangen,betreffe«
den Neubau einer Provinzialstraßenbrücle beim Dorfe Irlich im Kreise Neuwied. Ich schlage vor,
diesen Eingang der III. Fachkommission zu überweise». — Auch hiergegenerhebt sich kein Bedenke«.
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